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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

Bundeswirtschaftskammer - A-1045 Wien 

Postfach 1 97 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

PARLAMENT 
1017 Wien 

Datum: 2 o. MAI 1988 

I Verteilt.�: Mai 1988 
- - --- ... :==::.:=::==t.::::::'=:J 

Ihre Zahl/Nachricht vom 

Betreff 

Unsere Zahl/Sachbearbeiter 

Fp 406 /88/ DDr.H/ Pe 
DDr. Hetl 

Entwurf eines Bundegesetzes, 
tretr. die Besteuerung des 
Einkommens von natürlichen 
Personen ( Einkommensteuergesetz - EStG 1988 ) 

Sehr geehrter Herr Präsident 

(0222) 65 05 

DW 
4268 

Datum 

19.05.88 

Einem Ersuchen des Bundesministeriums für Finanzen entsprechend 

beehren wir uns, Ihnen in der Anlage 22 Exemplare der an das 

Bundesministerium für Finanzen abgegebenen Stellungnahme zur 

gefälligen Kenntnisnahme zu übermitteln. 

Mit dem Ausdruck der vorzüglichen Hochachtung 

Beilage 

ab 

from 

Wiedner Hauptstraße 63 
A-1045 Wien 

BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Für den Generalsekretär: 

22.4.88 
neue 

new 

Telex 111871 BUKA 
Teletex (61) 3222138 BWK 
Telefax (0 22 2) 65 25 01 

Fax Nr. 0222/505 7007 

Telegrammadresse 
BUWIKA 

C reditanstalt -Ban kverei n 
Konto Nr. 0020-95032/00 
BLZ 11000 

DVR 
0043010 
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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

Bundeswirtschaftskammer . A-1045 Wien 

Postfach 1 9 7 

Ergeht an: 
1. ) alle Landeskammern 
2. ) alle Bundessektionen 

5. ) alle Mitgl.d.Fp-Ausschusses 
6. ) Hr.Gen.Sekr.DDr. Kehrer 

3.) Wp-,Sp-,RGp-,HA-,Pers.-, 
Rechn.-, Wiss-, Stat.-Abt. 

4.) Ref. f. Konsumgen. 

7. ) Hr.Gen.Sekr.Stv.Dr. Reiger 
9. ) Präsidialabteilung 
10. ) Presseabteilung 

Ihre Zahl/Nachricht vom 

Betreff 

Unsere Zahl/Sachbearbeiter 

Fp 406 /88 /DDr.H/Dh. 
DDr.Hetl 

Entwurf eines Bundesgesetzes 
betr. die Besteuerung des 
Einkommens von natlirlichen 
Personen ( Einkommensteuergesetz - EStG 1988 ) 

(0222) 65 05 Datum 

DW 
4268 17.05.88 

In der Anlage libermittelt die Bundeskammer den Wortlaut ihrer 

in obiger Angelegenheit dem Bundesministerium flir Finanzen 

liberreichten Stellungnahme vom 11.Mai 1988 zur gefälligen 

Kenntnisnahme. 

1 Beilage 

ab 
from 

Wiedner Hauptstraße 63 
A-1045 Wien 

BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Flir den Generalsekretär: 

22.4.88 
neue 

new 

Telex 111871 BUKA 
Teletex (61) 3222138 BWK 
Telefax (0 22 2) 65 25 01 

Fax Nr. 0222/505 7007 

Telegrammadresse 
BUWIKA 

Creditanstalt -Bankverein 
Konto Nr. 0020-95032/00 
BLZ 11000 

DVR 
0043010 
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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

BundesWIrtschaftskammer A-,045 Wien 

Posttach 197 

An das 
Bundesministerium 
:rUr Finanzen 

Himmelpfortgasse 4-8 
1010 Wien 

Ihre Zahl/Nachricht vom Unsere ZahllSachDearDerter 

06 0102/4-IV/6/88 
31.3.1988 

Fp 406/88/DDr.H 
DDr. Hetl 

Betreff 

Entwurf eines Bundesgesetzes, 
betr. die Besteuerung des 
Einkommens v.on natürlichen 
Personen (Einkommensteuergesetz - EStG 1988) 

(0222) 65 05 Datum 

OW 
4268 11.05.88 

Zu dem mit do. Note v. 31.3.1988, GZ 06 0102/4-IV/6/88, die 

hier am 5. 4. 1988 eingelangt ist, Ubermittelten Entwurf eines 

Bundesgesetzes, betr. die Besteuerung des Einkomme ns von natUr­

lichen Personen (Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988) beehrt 

sich die Bundeskammer nachstehend folgendes auszuführen: 

Zunächst muß festgestellt werden, daß in der vom Bundesministe­

rium für Finanzen vorgegebenen Zeit eine ordnungsmäßige Begut­

achtung des Entwurfes eines v�llig neuen Gesetzes, noch dazu 

von diesem Umfang, nicht m�glich war. Schon eine flUchtige 

Durchsicht des Entwurfes zeigt, daß auch das Bundesministerium 

:rUr Finanzen bei der Erstellung des Entwur:res offensichtlich 

überfordert war. Der Entwurf weist eine bisher noch nie dagewe­

sene Zahl an Schreib- und Zitierfehlern auf, die nicht nur 

sinnentstellend sind, sondern manche Vorschriften geradezu un­

vollziehbar machen. 

ab 
from 

Wleoner Hauptstraße 63 
A-,045 Wien 

22.4.88 
neue 

new 

Telex "1871 BUKA 
Tetetex (51) 3222138 BWK 
Teletax CO 22 2) 65 25 0' 

Fax Nr. 02221505 7007 

Teleorammacresse 
BUWIKA 

Creditanstalt-Banl<Verern 
Konto Nr. 0020-95032/00 
BLZ "000 

OVA 
00430i: 
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Hiezu kommt, daß der an sich d urchaus begrüßenswerte Versuch 

durch Beiziehung von Sprachwissenschaftlern und Journalisten 

eine verständlichere Gesetzessprache zu finden, mißlungen ist. 

Der Entwurf ist noch schwieriger zu lesen als das bisherige Ge­

setz, und das nicht nur fUr den Außenstehenden, sondern auch 

fUr den Fachmann. Es wurden längst geklärte und ausjudizierte 

Begriffe durch neue Begriffe oder Wortsch�pfungen ersetzt, wie 

etwa "Wertabgaben" oder "Instandsetzungsarbeiten", deren Inhalt 

nun erst wieder in Literatur und Rechtsprechung abgegrenzt wer­

den muß, ein Prozess Uber viele Jahre, wenn nicht Jahrzehnte. 

Die Bundeskammer ersucht daher dringend, in allen Fällen, in 

denen Umformulierungen nicht umumgänglich notwendig sind, bei 

der Textierung des geltenden Gesetzes zu bleiben. 

Im ArbeitsUbereinkommen der Regierungsparteien heißt es, daß 

die Steuerreform das System "einfacher und gerechter machen 

soll." Wenn man von dem Wegfall der vorzeitigen ArA und der Be­

günstigung des nichtentnommenen Gewinnes absieht, sind jedoch 

keinerlei Vereinfachungen festzustellen: Im Gegenteil, es sind 

bedauerlicherweise weitere Komplizierungen entstanden bzw. vor­

gesehen. Auch wird es seitens der Unternehmer und Uberhaupt der 

Selbständigen absolut nicht als gerechter empfunden, daß sie 

die Hauptlast der Einkommensteuerreform tragen sollen, während 

Lohnsteuerpflichtige sowohl absolut als auch. realtiv besser ge­

stellt werden, als dies bisher schon der Fall war. 

So ist davon auszugehen, daß der Entwurf die Zielvorstellungen 

des ArbeitsUbereinkommens der beiden Regierungsparteien in wei­

ten Bereichen verfehlt hat. Die Bundeskammer weist in diesem 

Zusammenhang auch auf eine Aussendung des Bundesministeriums 

ftir Finanzen, wiedergegeben in der "Wiener Zeitung" vom 

15.3.1988, Seite 2, hin, in der u.a. ausge�ührt wird, daß sich 

das Bf.1fF '!:>ei den Unternehmern 1-1ehreinnahmen von 1,5 bis 2 Mil­

liarden erwartet. 
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Di� Bundeskammer sieht keine Veranlassung, jenen durchwegs be­

lastenden Vorschlägen und Neuerungen im Entwurf des BMfF, die 

nicht durch das genannte Arbe i tsUbereinkommen voll abgedeckt 

sind, zuzustimmen. Sie lehnt diese vielmehr strikte und mit al­

lem Nachdruck ab. 

Die hervorstechendsten positiven Merkmale sind die Tarifreduk­

tionen. Die Tarifsätze bewegen sich unter jeweiliger Einbezie­

hung der Gewerbeertragbesteuerung aber immer noch im oberen 

1-1i ttelfeld der westlichen Industriestaaten und sind daher in­

ternational noch keineswegs so attraktiv, wie es beim reinen 

Tarifvergleich vor und nach der Steuerreform aus innerstaatli­

cher österreichischer Sicht den Anschein hat. Hiezu kommt, daß 

durch Beseitigung durchaus legaler und betriebswirtschaftlich 

gebotener Gestaltungsmöglichkeiten unter dem irrefUhrenden Ti­

tel "Abbau von Ausnahmen " starre Reglementierungen von bisher 

nicht gekanntem Ausmaß in das Steuerrecht eingefUhrt werden 

sollen. So sind gesetzlich festgelegte (steuerliche) Nutzungs­

dauern von Anlagegütern oder die alleinige Zulassung der linea­

ren ArA sicher keine Ausnahmenbeseiti gungen, sondern wirt­

schaftlich nicht vertretbare Zwangsmaßnahmen. Ebenso ist die 

vorgesehene Beurteilung der Angemessenheit von Betriebsausgaben 

unach allgemeiner Auffassung" durch die Finanzverwaltung bzw. 

den jeweiligen BetriebsprUfer eine Maßnahme, deren n egative, u. 

V.
"

sogar existenzgefährdende Auswirkungen noch gar nicht abge­

sehen werden können. 

Überdies ist damit zu rechnen, daß wirtschaftlich unsinnige, 

gegen geltende kollektivvertragliche Regelungen geriChtete Maß­

nahmen, wie etwa die Beschränkung der steuerlichen Abzugsfähig­

keit der den Arbeitnehmern zustehenden Tagesgelder, zu entspre­

chenden Lohnausgleichsforderungen fUhren werden, die die ohne-
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hin schon zu hohen Lohnkosten in Österreich noch weiter hinauf­

treiben werden. 

Ebenso unverständlich ist die Einschränkung des Verlustabzuges 

(ESt, KSt, GewSt) in einer Zeit, in der seitens der EG sowohl 

ein (begrenzter) Verlustrücktrag als auch ein unbegrenzter Ver­

lustvortrag vorgeschlagen wird. Auch in Schweden sind Verluste 

5 Jahre zurück und 10 Jahre vorwärts zu berücksichtigen, ferner 

werden Abschreibungsbegünstigungen, Erleichterungen bei der 

Vorratsbewertung etc. gewährt. Österreich sollte sich diesem 

Standard nähern, um konkurrenzfähig zu bleiben. 

Zurückkommend auf die eingangs bemängelte absolut unzureichende 

Begutachtungsfrist behält sich die Bundeskammer vor, weitere 

Stellungnahmen zu dem Entwurf nachzureichen. Ausdrücklich sei 

noch bemerkt, daß die Nichterwähnung eines Punktes in dieser 

Stellungnahme keineswegs eine Zustimmung bedeutet. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes wird folgendes aus­

gefUhrt: 

Zu § 2 Abs. 5 und 6: 

Es fehlt - im Gegensatz zum EStG 1 9 7 2  - eine inhaltliche Defi­

nition des Begriffes "Wirtschaftsjahr". 

Es wäre daher der Satz einzuftigen: "Wirtschaftsjahr ist der 

Zeitraum, ftir den regelmäßig AbschlUsse gemacht werden. " 

Zu § 2 Abs. 7 :  

Hier wird normiert, daß die Umstellung des Wirtschaftsjahres 

auf einen anderen Stichtag nur zulässig ist, wenn gewichtige 

betriebliche Gründe vorliegen, wobei dem Finanzamt kein Ermes­

sensspielraum bleibt. 
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Es ist kein Grund i"tir - diese Verschärfung der bisherigen Rege­

lung, die sich bewährt hat, einzusehen. Die bisherige Bestim­

mung sollte daher bleiben. 

Zu § 3 :  
Die derzeit in der Zii"i". 3 enthaltene Steuerbefreiung tur BezU­

ge aus einer gesetzliChen Kranken- und Unfallversorgung soll 

wegfallen. 

Die Frage, wer in Zukuni"t den Lohnsteuerabzug durchzufUhren 

hat, erscheint momentan noch nicht richtig Uberdacht, weil die 

Sozialversicherungsträger eine Art Lohnbestätigung an den Un­

ternehmer zu übermitteln haben, der dann den Steuerabzug vor­

nehmen soll. Diese Vorgangsweise, die im Grundsatz sicher posi-

tiv gedacht erscheint, ist jedoch in der Praxis nicht 

durchi"Uhrbar. Der Unternehmer hat bekanntlich bis zum 10 . des 

nächstfolgenden Monats die 

jedoch von der Übermittlung 

Lohnsteuer ab zufUhren , deren Höhe 

der Lohnbestätigungen seitens der 

Sozialversicherungsträger abhängen würde. �ie Haftung fUr ande­

re Ubernimmt somit ausschließlich der Unternehmer. Die vorgese­

hene Regelung ist somit nur dann sinnvoll, wenn die auszahlende 

Stelle, also die Sozialversicherungsträger, die Berechnung und 

Abfuhr der Lohnsteuer vornehmen. 

Zu § 3 Ziff'. 5 :  

Die an sich zu begrüßende Regelung ist textlich insofern ver­

fehlt, als durch die Zitierung des § 2 Abs 3 Zii"f. 1 - 4 auch 

die im restlichen Jahr bezogenen sonstigen Bezüge, die mit fe­

sten Steuersätzen zu versteuern sind, mit erfaBt sind. Eine 

Konsequenz, die sicherlich nicht beabsichtigt war, da sie Uber 

die Veranlagung nach § 41 hinausgehen ��rde. Es wäre daher 

zweckmäßig, bei den zu berücksichtigenden Einkünften auf die 

Aufzählung des § 41 Abs. 4 hinzuweisen. 

Nicht geklärt ist die Frage des Vorgehens bei BezUgen im Sinne 
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de s § 3 Zi�f 1 0  ( frühe r Ziff . 14a)  b zw .  be i Vorliegen e rhöhter 

We rbungskosten , die mi t Einkün�ten aus de r Ze it de r Beschäfti­

gung zusammenhängen .  

Zu § 3 Zi�� . 14 : 

Hier so l l te eine Val oris i e rung des sei t  1 . 1 . 1975 unve ränderten 

Betrage s von S 4 . 000 , - e rfo lgen . Zi eht man in Be tracht , daß 

se i t  1 . 1 . 1 975 de r Ve rbrauche rp re i sindex um rund 77 % gestiegen 

i s t , wäre e ine Anhebung auf zumin de s t  S 7 . 000 , - gerechtfe rt i gt . 

Zu § 3 Ziff . 21 : 

Die se Be stimmung zwingt Di enst geber , deren Mi tarbe i ter im Rah­

men ihrer Wehrpfli cht e ine s echstägige Truppenübung ge l e istet 

haben , zu e inem komp l i zi e rt en Umrechnungsverfahren der in den 

übri gen 5 1  Wochen de s Kalende rjahres ausgezahlten Bezüge auf 5 2  

Wochen ; der fiskali sche E ffekt steht in keinem verantwortbaren 

Ve rhältni s zum notwendi gen Ze itaufwand . Als Lösung wi rd vorge­

schlagen , entweder im Rahmen e ine r Bagatel lre ge lung ,Wehrdi enst­

zei t en bis zu einem Monat von di e ser Umrechnungs regel aus zuneh­

men o der abe r  di e Zus tän di gke i t  de r Finanzverwal tung für den 

J a�re saus gleich zu statui e ren , wodurch die ze i t liche Belas tung 

für die Kleinbe triebe we gfal len könnte und die Umrechnung auto­

mati si e rt e rfo lgen würde . 

Zu § 4 Abs 1 :  

Es fällt auf , daß e in im geplanten Rechnungslegungsgese tz vor­

gese hene s Aktivi e rungsverbot für immaterielle Wirtschafts gUter ,  

di e ni cht entge l t lich erworben wurden , be reits je tzt verankert 

we rden soll . 

In den Erläute rungen wird auf das s ogenannte Rechnungslegungs­

ge se tz Bezug genommen . Es mUßte diese Fe ststellung aus den Er­
läuterungen e liminiert we rden , b zw .  dürfte erst dann aufs che i­

nen, wenn das Rechnungsle gungsge se tz in Kraft tri t t . 
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Der bisher im österreichischen Entragsteuerrecht nicht angewen­

dete und daher auch nicht ausjuCizierte Begriff der "nicht be­

trieblich veranlaBten Wertabgaben" kann dahingehend interpre-

Wertabgaben bzw. Wertminderungen, die tiert werden, daß auch 

zwischen dem persönlichen 

pflichtigen einerseits und 

bzw. privaten Bereich des Steuer­

dem unmittelbaren betrieblichen bzw. 

beruflichen Bereich andererseits liegen, als Entnahmen behan­

delt werden müssen. Als "nicht betrieblich veranlaßte Wertabga­

ben" kämen bei einer solchen Betrachtung z.E. Diebstähle, durch 

Nichtbetriebszugehörige verursachte Unfallkosten, soweit diese 

nicht ersetzt werden, Wertminderungen und �wendungen infolge 

von Naturkatastrophen in Betracht. Diese neue Definition der 

"Entnahmen " wird daher als zu unbestimmt abgelehnt. Überhaupt 

muß eine Übereinst�ung der handelsrechtlichen und steuer­

rechtlichen Begriffe :rur die Gewinnermittlung gefordert werden. 

Nach dem Entwurf sind Instandsetzungskosten bei Gebäuden, die 

zum Anlagevermögen gehören von der Ausnahme der Verrechnung 

der Rücklage nach § 11 abgesehen - auf zehn Jahre verteilt ab­

zusetzen. Das bedeutet wohl, daß diese in der Bilanz als Aktiv­

posten mit einer jährlichen Wertminderung um zehn Prozent be­

,handelt werden müssen. Damit würde neben den Anscha:rfungs- und 

Herstellungskosten einerseits und den sofort absetzbaren Be-

triebsausgaben andererseits eine dritte Art von Aufwendungen 

entstehen. Daraus ergeben sich zahlreiche Probleme: 

a) 

Die Handelsbilanz mUßte zwingend von der Steuerbilanz abwei­

chen, weil dort derartige Aufwendungen nicht aktiViert werden 

durfen. 

b ) 

Welches sind die Kriterien für die Abgrenzung der "Instandset­

zung skosten " vom "Instandsetzungsaufwand " ?  Ist der Instand-
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se tzungsaufwand den "Aufwendungen fUr e ine Großreparatur" gern . 

§ 28 Abs .  2 EStG 1 9 72 glei chzuse t zen ? 

c) 
Entfäl l t  im Fal le de r Ve rwi rklichung der Vorst e l lungen des BMfF 

di e Zuordnung von nachgeho l tem Ins t andse tzungsaufwand als nach­

trägliche Anschaffungs- oder Herstel lungskosten zum Bil��zan­

satz e ines im ve rnachläss i gten Zust and erworbenen Gebäude s , wi e 

im Ab schn . S3 Abs .  4 EStR 1984 angeordnet? Oder ist " Instand­

setzungsaufwand" Uberhaupt nur in die sem Zusammenhang anzuneh­

men? 

d) 

Kann vom aktivierten Instandse tzungsaufwand e in Inve stitions­

fre ibe trag in Anspruch genommen werden ? 

e )  

Wie i st vorzugehen , wenn de r Teilwe rt des Inst andset zungsauf­

wandes im Ve rlauf de r zehn j ährigen Ab schreibungsfrist unter die 

aktivi erten Zehnte l bzw .  den Restansatz in der B i l anz sinkt ? 

f) 

Wi e i st im Fal l e  der Veräußerung des Gebäudes vorzugehen? S ind 

in e inem solchen Fall die " Re s t- Zehnt e l "  zum Buchwert des Ge­

bäude s zu rechnen und allenfall s  di e Summe aus den fortgefUhr­

ten Anschaffungs- o der He rstellung skosten zuztiglich der " Re st­

Zehntel " dem Ve rkaufserlös gegenUberzustellen und al s aufgelö­

s te s t i l le Reserve zu behandeln ? Oder c!Urfen die " Re s t-Zehn­

te l "  vol l  al s Aufwand abg e se tz t  werden ? Von we l chem Bet rag ist 

di e RUcklage gern . § 12 zu berechnen ? 

g )  

Ist der aktivierte Insta�dse tzungsaufwand in das Anlagenve r­

ze i chnis aufzunehmen ? .... 
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h) 
Ist e ine Ab s e t zung fUr außergewöhnli che technis che oder wirt­

schaftli che Abnutzung zul ässig ? 

Die Abgrenzung zwischen Herst e l lungs- und Anschaffungskosten 

e inerse i t s  und Erhal tungsaufwand andererse i t s  ist we i tgehend 

aus j udiziert . Mi t der EinfUhrung von aktivierungs- bzw .  vertei­

lungspfli chti gen Inst andse tzungskosten würde e in neue r Zankap­

fe l ge schaffen we rden , de r si che rlich Gegens t and zahlre i cher 

Rechtsmi ttel werden würde und ke ineswegs der z i ti erten Zielvor­

stellung de r Steue rvere infachung dienen kann . 

Sollte aber b l oß e ine 1 0- j ährige Verteilung von Inst andset­

zungskosten so wi e bishe r be i nicht aktivie rungspfl i chtigen 

Groß reparaturen ( §  28 Abs . 2) gemeint se in , i s t  e ine Regelung 

im Rahmen de s § 4 fehl am Platz . Aus dem Arbe i tsUbere inkommen 

i st nämli ch ni cht abzul ei ten ,  daß s i ch die vorge sehenen Maßnah­

men auch auf Betri ebsgebäude bezi ehen sol len , di e ni cht der 

Ve rmie tung und Verpachtung dienen . 

Zu § 4 Ab s .  3 :  

Es wird hi er aus drtickli ch kl argeste l l t , daß durchlaufende Po­

sten bei der Gewinnermi t tlung nicht anzus e tzen sind . Da der Be­

griff de r " durchlaufenden Posten" j e doch nicht gekl ärt ist , 

wäre es sinnvo l l , den ursprünglichen Text zu b e l assen , nämli ch 

"Be tri ebse innahmen und Betri eb sausgaben , die im Namen und fUr 

Rechnung eines anderen vere innahmt und verausgabt we rden" . 

Zu § 4 Abs .  3 und § 15 Abs .  1: 

Während bi she r ke ine Zwe ife l b e st anden , daß di e Einnahmen auf­

gezei chne t we rden mUssen , war an sich weder ein sinnvoller 

Grund noch gar e ine gesetzli che Bes timmung e rkennbar , die auch 

e ine Aufze ichnung de r Ausgaben bzw .  We rbungskos ten gefordert 

hätte . Di es kann zumindest ni cht grundsätzl i ch den nach dem 

UStG e rf o rde rli chen Aufze i chnungen fUr di e Ge l tendmachung von 

34/SN-127/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 11 von 74

www.parlament.gv.at



Se i te 10 

Vorsteuerab zügen gle ichgese tzt we rden und bedeutet daher einen 

zusätzli chen Verwal tungsaufwand mi t der Gefahr de r Be strafung 

bei nichtordnungsgemäße r F��rung , ohne daß je tzt Gründe für di e 

in al len Fäl len gegebene Notwendi gke i t  oder Zwec kmäßigkeit der­

arti ger Aufze ichnungen angefUhrt würden . Die Bunde skammer er­

sucht daher um die Be ibehal tung de s bi sherigen Zustandes. 

Zu § 4 Ab s .  4 Ziff . 2 :  

In dieser Ziffe r 2 finden s i ch Bestimmungen , die di e Be i trags­

zahlungen an be tri eb liche Pensions- und Unt e rstützungskassen 

rege ln sollen . 

Obwohl es in dem Arbe i tsübe re inkommen der Regierungsparte ien 

zur Steuerreform 1 98 9  aus drückli ch he ißt : "Auße rdem werden 

steue rbegünstigte betri eb l i che Pensionsvorsorgen ( Pensionskas­

sen ) im Zusammenhang mi t de r Steue rreform ge schaffen " ,  sind die 

im Begut achtungsentwurf vorgesehenen diesbezügl ichen s teuerli­

c hen Vorschriften völ l i g  unge e i gne t und inzwischen auch schon 

ob so let geworden . Übe rs türzte und hektische Ve rhandlungen im 

Bunde sministerium für Finanzen haben - obwohl di e BegutaCh­

tungsfrist ihrem Ende zugeht - noch immer ke in b rauchbares ab­

schli eßende s Ergebnis erb racht . 

Um die Arbe i tnehmerschaft vor den Folgen e ines übe rbordenden 

s t aatli c hen Sozi alve rsi che rung s system e inige rmaßen zu bewahren , 

e rgibt si ch e ine e rhöhte FUrsorgeverpfli chtung sei tens der Ar­

bei tgebe r ,  di e weder durch s t eue rliche noch durch versi che­

rungsaufsi chtsre cht liche Maßnahmen einge schränkt oder behinde rt 

we rden darf ; Al le Be strebungen in dieser Ri chtung sind schärf­

s tens abzulehnen . 

Die Bunde skammer forde rt dahe r , daß folgende Vorsorgemaßnahmen 

steuerl i Ch und we t tbewe rb smäß i g  völ lig neutral e rmögli cht wer­
den : 
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1 . ) Betri eb li c he Eigenvor sorge 

2 . ) Betri eb liche Pensi ons- Und UnterstUtzungskassen 

3 . ) Überbetrieb li che Pensionskassen 

4 . ) Ent sprechende Modelle der Versicherungs- o der 

Kreditunternehmen 

Seite 11 

Im einze lnen wäre daher im § 4 Ab s . 4 Ziff . 2 lit . a) gesetz­

li ch si cherzuste l len , daß si ch die 1 0  %-Grenze nur auf di e ge­

s amte Lohn- und Gehal tssumme be zi eht , keinesfal ls aber fUr je­

den einzelnen Arbei tnehmer gesondert zu bemessen i st .  

In der lit . b) wäre zu bestimmen , daß als angemessenes Kassen­

vermögen di e se s  zuzUglich eine s allenf al ls versi cherungsauf­

si chtsr echtli ch vorgeschri ebenen Mindesteigenkapi t als zu ver­

s tehen ist . 

Die lit . c )  i st zu s treichen , da unmittelb are Zuwendungen an 

Leistung sberechtigte beim Empfänger sowie so al s Vorteil aus dem 

Dienstverhäl tnis der Lohns teuerpfli cht unter liegen . Daher kön­

nen so lche Leistungen auch di e Zuführung (10 �'-Grenze )  an die 

Pensi onskasse ni cht berühren . 

Schließli ch fehlen hi er Bestimmungen , die die Übertragung von 

bi sher gem . § 14 ES tG (alte Fas sung) gebil deten Pensionsrtick­

ste l l ungen auf eine Pensi onskasse regeln. Diese Bes timmungen 

sind so zu gestalten , daß di e LUcke zum Deckungserf ordernis der 

Kasse eins chließli ch Rechnungszinsen als Betrieb sausgaben ab­

zugsfähi g wer den . Ferner wäre zu be stimmen , daß der AuffUl­

l ung sbe trag ni cht auf die 1 0  %-Grenze in li t .  a) anzurechnen 

ist . 

Zu § 4 Ab s .  4 Ziff . 5 :  

Da die in Rede stehenden Forschungszuwendungen in der Regel an 

Instituti onen g ehen , di e aus öffentli chen Mitteln �rhalten wer­

den, ers cheint eine Be schr änkung auf 10 % des Gewinnes des un-
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mi t t e lba r v orangegangenen Wirtscha�ts jahres ziemlich sinnleer, 

d a  durch eine erhöhte Ab zugsfähigkeit siche rlich ve rmehrt Mit­

tel 1n diese chronisch unterd o tierten Bereiche fließen würden . 

Nach Ansicht der Bundeskammer wird dabei Uber sehen , daß dadurch 

die Förderung der For schung und Entwicklung g ebremst w1rd und 

d amit auch die Umsetzung 1n neue Techno logien o de� Produkte. 

Zu § 4 Abs. 5 :  

Anl äßlich der Neuregelung der Ab zugsfähigkeit der Reisekosten 

muß ve rlangt werden , daß die Unterscheidung zwischen "Reisen" 

und "Dienstreisen" besei tigt wird . Se lbständig� müssten unter 

dens e lben Vorausse tzungen und im gleichen Ausmaß wie Dienstneh­

me r Verpflegungskosten anl äß lich v on Reisen ge l tend machen kön­

nen. Derzeit besteht die par ad oxe Situation , d aß  ein Ge sell­

s chafter-Ge schäftsfUhrer , der als Dienstnehmer einer Kapitalge­

s e l l scha�t Einkün�te aus nichts e lbständige r Arbei t bezieht , in 

manchen Fällen Reiseko st en s teuerlich in einem höheren Ausmaß 

g e ltend machen kann als ein Einzelunternehmer ode r Mitunterneh­

me r .  Untragbar ist weiters , d aß  ein Untern ehmer, der zusammen 

mit einem leitenden Ange s t e l l ten eine Dienstr eise unternimmt, 

hie�ür gar keine Reisekosten gel tend machen kann , weil die 

Gre nze von 25 km nicht überschrit ten wird , während das für den 

Ange st e l l ten nicht gil t .  Die Formulierung im § 4 Abs . 5 sol l 

daher e twa wie folgt l auten: 

"Tag e sge lder und Nächtigungsge l der aus Anlaß einer Reise sind 

ohne Nachweis ihrer H öhe a l s  Betrieb sausgabe anzuerkennen, so­

weit diese gema § 26 Zi� f .  4 bei einem Dienstnehnmer mit ver­

gleichbaren Einkünften aus nichtselb s tändiger Arbeit nicht zu 

de s sen Einkün�ten gehören" . 

Zu § 4 Ab s .  6: 

Mit die se r neuen Bestimmung würde der Grundsa tz de s Zufluß- und 

Ab flußprinzips bei Einnahmen/Ausgaben-Rechnern durchbrochen . 
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Mietvoraus zahlungen sind bei demjenigen , der sie vereinnahm t, 

sofort im J ahre des Zuflusses zu ver steuern , also sOfort ge­

winnwirksam , bei d emj enigen , der sie aufzuwenden hat , j ed och nur 

auf den Vorauszahlungszeitraum verteilt gewinnmindernd . Diese 

Regelung ist in dieser Form nicht akzeptabel . Wenn e s  unumgäng­

lich erscheint , derar tige Vor auszahlungen auf einen mehrjähri­

gen Ze i tr aum zu verte ilen, so müßte dies ebenf all s  für den Be­

reich des Zuflusses gelten, also eine entsprechende Auf teilung 

derartiger Erträge auf denselben Zeitraum zugelassen werden . 

Zu § 4 Ab s. 8 :  

Im dri t ten S atz wird auf "Gewinnermittlungsgrunds ätze" Bezug 

genommen und daraus beispi el swe ise auf Konsequenzen bezügli ch 

der stillen Reserven des Grund und Bodens , in den EB Uberdies 

bezügl i ch des g ewillkürten Be triebsve rmögens hingewiesen .  Der 

Begriff "Gewinnermittlung sgrundsätze" ist allerdings bisher im 

Bil anzsteuerrecht keineswegs gebräuchlich und wird auch gese tz­

li ch n i cht definiert ,  sodaS Auslegungss chwierigkei ten entstehen 

können. Er wäre daher entweder zu definieren o der zu vermeiden 

und statt dessen der Inhalt der EB ins Gesetz zu Ubernehmen . Da 

in Hinkunft stille Rese rven , die im Bil anzansatz de s Grund und 

Bodens enth al ten sind , be im Wechsel der Gewinnermi ttlungsar t  

berücks i chtigt werden sollen , müßte klarges tellt werden , daß 

stille Reserven , die während der Zeit der Gewinnermit tlung gem . 

§ 4 Abs .  1 oder 3 entstanden sind bzw. im Buchwert des Grund 

und B odens im Zeitpunkt des Überganges zur Gewinnermi ttlung 

gem. § 5 enth alten waren , ni cht ver steuert werden dUrfen . Grund 

und Boden müßte vielmehr mit dem Teilwert in die erste Eröff­

nungsb i l anz der Gewinne rmittlung g ern . § 5 EStG aufgenommen wer­

den . 

Den d ie sbe zUgli chen Ausführungen im letzten Absatz der EB zu § 
4 Ab s . 8 wird wohl zuge stimmt , d och sollten d i e se eindeutiger 

aus dem Ge setzestext he rvorgeh en . Eine zwe ckmäßigere Lösung 

wäre in den szt . Vor SChl ägen von Präsident Dr . JirkUf f zu fin-
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den . Demnach könnt e  di e stil le Reserve im Grund und Boden in 

einer Vorme rkung - oder 

schen Aus gle ichspo s ten 

auch in e inem steue rneutralen akt ivi­

in de r B i l anz - geführt we rden . Diese 

käme e rst im Ze i tpunkt de r Ve räuße rung des Grund und Bodens zur 

Versteue rung . Dadurch hat de r Steue rpflichtige erst dann Ein­

kommensteue r zu entrichten , wenn ihm das dazu erforderli che 

Ge ld zur Ve rfügung st eht . Be i de r vom BMfF im Entwurf vorgese­

henen Lö sung können Härten durch Finanzi erungsprob l eme entste­

hen .  Es wi rd dahe r e ine Formuli e rung im S inne de r Ausführungen 

von Präs i dent Dr . Ji rkuff vorgeschlagen . 

Zusätzl i ch wi rd vorge schlagen , in e inem eigenen § 4 Abs .  9 die 

Ve rmögensteuer , di e ante i l ig auf das Be tri eb sve rmögen entfäl l t , 

al s Be tri eb sausgabe anzue rkennen . 

Zu § 5 : 

Die Neuformulie rung d i e ser Be s timmung , vor al lem j e g l i che Form 

de r Protokol li e rung könnten zu dem Schluß führen , daß auch Ver­

e ine im Sinne des Vere insgese tzes 195 1 , die j a  im Vereinsre gi­

ster e inge tragen we rden , unter den § 5 EStG fal len . 

Zu § 6 Al lgeme in : 

Die Bewe rtung der Wirtschafts gUter stel l t  e in zentrales Prob lem 

de r Gewinne rmi ttlung dar und steht im engsten Zusammenhang mi t 

dem gepl anten Rechnungslegungsgese tz . Die Bunde skammer hat 

stets darauf hingewiesen ,  daß sie e ine wei tgehend ze i tglei che 

Begutachtung der be i den Rechtsbereiche fUr e rforderli ch an­

si eht . Offe nsichtl i ch aber war man im Bundesministerium für Ju­

stiz ande rer Me inung b zw .  war e ine de rartige Koordinierung 

ni cht mö glich.  

Zu § 6 Ziff . 1 in V e rb indung mi t § 114 Ab s .  2 und § 8 Ab s .  2 :  

Die Zul äs s i gke i t  e iner Ab schre ibung vom Firmenwert i st als A�-
--
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näher��g an di e han delsrecht li che Bi l anzierung , i nsbesondere an 

das zu erwartende Rechnungs legungsgese tz , zu begrüßen . 

Di e zwingende Abschreibung auf 15 J ahre zum Unterschi ed von der 

handelsrecht lichen auf 5 Jahre ist jedoch ab zul ehnen . Dopp e l t  

wil lkUr lich und daher verfassungswidrig erscheint aber di e Dif­

ferenzi erung bezUglich der Abs c hreibbarkeit des Firmenwert es je 

nach dem, ob dieser vor dem 1.1.19 8 9  o der nach dem 3 1.12.1 9 8 8  

erworben wurde . Di e Zufäl ligkei t des Erwerbsdatums kann eine 

sol che Unterschei dung nicht re chtfertigen. Außerdem wird bei 

den bilanzsteuer li chen Bestimmungen des EStG 19 8 8  sonst dur ch­

wegs auf den Beginn des Wir tschafts jahres , we l ches nach dem 

3 1.12.19 8 8  endet , abgest e l l t. 

Zu § 6 Ziff. 3: 

Die Begtins tigungsvorschrift fUr Ausl andsford erungen wird an 

weitere Voraussetzungen g eknUpft bzw. eingeschr änkt , was unter 

Ums tänden einen We ttbewerbsnachteil österrei chischer Firmen mit 

si ch bringt. Eine Beibehal tung der bisherigen Regelung wäre aus 

di esen Über leg��gen wüns chenswert . Zumindest abe r mUßte e ine 

Überg��gsregelung fUr a l te Fäl le de r Inans?ruchnahme geschaffen 

wer den. 

Zu § 6 Ziff. 4 :  

Die Ak tivierungspflicht von Damnum und Geldbeschaffungskosten 

bei Verbind li chkeiten is t im Hinblick auf di e im Rechnungs l e­

gungsgese tz vorgesehenen Wahlr e chte zu bedauern. Das daraus zu 

erwartende Steuermehraufk omme n  dUrfte kaue so bedeutsam sein , 

daß es das Abgehen von den hande lsrecht lichen Bil anzie rungs­

grun dsätzen r echtfertigen k önnte. Überdies würde diese Rege lung 

eine Korrektur de r Rechtsprec hung des V��H bedeuten , die man 

nicht so ohne weiteres hinnehmen kann. Sol lte es bei der Akti­

vi erung b leiben , erweist si ch hier der Ver lust der degressiven 

AfA besonders wi dersinnig ,  we i l  si ch eine Abschreibung ergeben 
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würde , di e in ke i ner ve rnünft igen Re lati on zum Ve rlauf des Ka­

pi talnutzens s teht . 

Zu § 6 Ziff . 5 li t .  b): 
Der Ansatz e ine r AfA im Privatberei ch ist ni c ht sehr e inleuch­

tend ( AfA während de r Ze it de r Privatnutzung , bevor der Ge gen­

s t and in den Be tri eb e ingebracht wi rd ) . Anst e l l e  de r lO-J ahre s­

Fri st bei der Einlage von Grundstücken gi l t  in de r BRD e ine 

3-Jahre s-Frist . Im S inne e ine r EG-konformen Steuerre.form sol l te 

die in der BRD ge l tende Fri st angese tzt werden . 

Zu § 6 Ziff 1 4 :  

Der letzte Satz mi t de r zwingenden Forderung der Aufde ckung 

s t i l ler Rese rven entspri cht entgegen den EB nicht der bisheri­

gen Praxi s , da di e Einbringung von Wirtschaftsgütern des Be­

tri ebsve rmögens durch e inen Einzelunte rnehme r ( Mi tunternehmer)  

bei FortfUhrung de r Buchwerte bishe r zu ke ine r Steuerbe l astung 

fUhrte ( Si ehe Helbich , Umgründungen ,  3 .  Aufl age , S 380 f ) ; mi t 

der vorgesehenen Rege lung würde zugleich eine dem Art . 111 des 

Strukturve rbesse rungsgese tze s entgegenstehende Bestimmung ge­

schaffen . Die Bundeskammer spri cht si ch dahe r entschie den gegen 

die s e  Be st immungen aus , dies umso mehr , als nach de r vorgesehe­

nen Tari freform di e Rechtsform der Kapi talgese l lschaft steuer­

l i ch vi el fach wesent lich günstiger sein dürfte als di e von Ein­

ze lunte rnehmern ode r Personengese llschaften und dahe r e ine· ent­

sprechende S ogwirkung entstehen wird . Auße r zur Abdeckung von 

Verlustabzügen be s teht aber im Hinb l i ck auf den niedrigeren 

Körperschaftsteuersatz kein Interesse an de r AUfwertung mi t 

Ve rsteuerung de r s ti l len Rese rven . Im Gegente i l , die dami t ver­

bundene Liqui di t�tsbelastung könnte für UmgrUndungen e in ern­

stes Hindern i s  darste l l en . 

Zu § 7 :  

Wenn auch di e vorge sehene ausschließli che Zul ässigke it e iner 

l ine aren P�A im po l i ti schen Arbe itsübereinkommen festgelegt 
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ist, muß doch darauf verwiesen we rden, daß di ese Bestimmung 

ve rfassung sre cht li ch bedenk li ch i s t, wenn man die Fäl l e berück­

si chtigt, bei denen di e nutzungsbedingte We rtve rmin de rung nach­

wei s li ch und überwiegend am Anfang der Nutzungsdaue r e in tri tt . 

Zu § 8 :  

Di e Inkraftsetzung dieser Norm wi rd eine wei tgehen de E liminie ­

rung wi chtige r Ab s chre ibungswahl re chte und we i tgehen de AfA-Re­

dukti onen zur Fo lge haben . Bei Gebäuden gilt ni cht mehr di e be­

tri ebsgewöhn l i che Nutzung sdaue r. Es we rden f ixe AfA-Sätze e in­

gefUhrt . S e lbst wenn di e hi er ang efUh rten Sätze ni c ht verhin­

de rt we rden können, mUßte zumindest de r Gegenbeweis e iner tat­

sächli chen ande ren be tri eb sgewöhnl ichen Nutzung sdaue r m ögli ch 

sein . Es k önnen ni cht di e se lben Sätze beispi e l swe i se für e ine 

Ho l zbaracke und für ein Gebäude in Mas siv-Bauwe ise g e l ten . Zu 

den we i tgehend e inschränken den AfA-Sätzen kommt noch e ine völ­

l ig unkla.... ... e Begriffsbe stimmung . W as he ißt nämlich: "Sowe i t  di e­

se unmi tte lb ar und auss chli eßli ch de r Ausübung e iner gewerb li ­

chen Tätigkei t dienen" ? Wi e i s t  bei e in em te i lwe ise privat ge­

nutzten Gebäude vorzugehen ( ke in e ausschli eß l i ch g ewe rb l i che 

Nutzung ) ? Wo liegt der exakte Unter schi e d  zwischen unmi tte lba­

rer g ewe rb li chen Tätigke i t  und "anderen be trieb l i che r 

Zwecken"? 

Wenn auch die zwingende Abschre ibung de s entgel t l i ch erworbenen 

Fi rmenwerts mit den zu erwartenden Rechnungslegungsvorschriften 

k onform geht , bedeutet die Abschreibungsfris t  von l5 J ahren 

eine wesent l iche Abwe i chung von di esen Vorschriften mit al l en 

negativen Konsequenzen . Di e se fiskalische Maßnahme ist im Ar­

be i t sübe reinkommen n i cht en thal ten, sodaS kein Grund besteht , 

steuerli ch von zwingen den hande l srecht li chen B e s timmungen abzu­

we i chen . 

Durchaus unbefriedigend un d ve rfassungsrecht l i ch bedenkli ch i s t  

die diesbezügliche übergangsbestimmung im § ' 1 4 , die e ine 

Differenzierung nach dem Zeitpunkt der Anschaffung vorsieht . 
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Die Eins chränkung de r Inve stitionsrücklage von 25 % auf 1 0  % de s 

Gewinnes ste l l t, ebenso wie die gänzliche Beseitigung de r vorzei­

tigen Abschreibung, eine g ravierende Eins chränkung de r Inve stiti­

onsbegUnstigungen dar . Durch die Be schränkung de r Inves titions­

rücklage we rden vor allem Unternehmen mi t einem diskontinuierli­

chen Inve sti tions rhytmus ge t ro ffen . Solche Unternehmen we rden 

durch die Be schränkung de s m öglichen Umfanges de r Inve s t1t1ons­

rücklage zuminde st zum Tei l zu einem Inves t1tionsve rhal ten ve ran­

l aßt we rden, welche s betrieb swirtschaftlich nicht optimal ist . 

Einersei ts kürzen l aut den Erläuterungen , die G ewerbe s teuervoraus­

zahlungen nicht mehr das Rücklagenausmaß , an de rerseit s  ist aber 

im Gesetz nunmehr die G ewe rbe steuer ange fUhrt , genauso wie ein in 

Anspruch genommene r Inve s titionsfreibe trag . In weiterer Folge 

kürzt ein gewinnmin dern d in Anspruch genommener oder gem . § 1 0  

Abs .  2 aus den Vorjahren verrechneter Inve stitionsfreibetrag den 

so e rrec hne ten Be tr ag . 

Ange si chts der Bes chränkung auf 1 0  sollte jegli che Ein-

schränkung hin sichtlich de r e rrechne ten Inve s t1 tions rücklage ent­

fallen . Die Vorso rge für Investi tionen sollte im Hinblick auf die 

unweige rliche EG-Annäherung nicht zu sehr bes chränkt werden . Au­

ßerdem bedeuten Inve s titionen bei ent sp rechen den Gewinnerwartun­

gen langfris tig auch höhere Steuereingänge . 

Zu § 9 Abs .  2 :  

Die Umstellung auf Wirtschafts jahre ist ange si chts der k lärenden 

Rechtsprechung nic ht notwen dig und eher als kleinlic he Einschrän­

kung zu sehen . 

Zu § 10 al lgemein: 

In Anbe t racht de r übe rragen den wirtschaftlichen Bedeutung de r 

Umwe l t schutz- und Forschungsanlagen , denen aber im ers�en Fall 

durchwegs keine E rträge, im zweiten F all nur ungewi s se Ertrags-
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aus si chten gegenUberstehen , waren fUr derar tige AnlagegUter bis­

her e rhöhte vorzei tige Abs chreibungen von 8 0  bzw. 6 0  % im J ahr 

der Anschaffung o der He rst ellung und von j e  einem Viertel der 

re stli chen Anschaffungs- oder Herstellungskosten in den darauf- . 

folgenden Wirtschaft s j ahren g ewährt worden . Insbe son dere Umwelt­

sChutz anlagen stellen häufig s ehr langlebige AnlagegUter dar , 

we shalb die Umstellung auf eine der Nutzungsdauer entsprechen de 

no.rmale AfA i. V .m. einem bloß 2 0  %igen Investi tionsfreibe trag 

eine empfind liche Verschlechterung gegenUber bisher bewi rken wUr­

de . Es wird daher für de rartige AnlagegUter ein entsprechend er­

höhter Investitionsfreibe trag be antragt . 

Zu § 10 Abs . 2 un d  Abs . 8 :  

Nach den EB entspri cht die Behal tefrist von 4 Wirtschaftsjahren 

der An spruchsvoraussetzung von min destens 4 J ahren NutzungSdauer .  

Die s  trifft j edoch nicht zu , da die Behal tefrist im Anschluß an 

das Jahr der Anschaffung oder Herstellung noch weitere 4 Wirt­

s chafts j ahre umfaßt . S chon mit Rücksicht auf die Besei tigung o der 

Beschränkung der Ubrigen s teuerlichen Investi tionsbegünstigungen 

ist die se Vorgang sweise kaum ve rständlich . 

Zu . § 10 Ab s . 4 :  

Nach dem Entwurf beträgt de r Investitionsfreibetrag fUr Kraft­

fahrzeuge , z.B. Lastkraftwagen o der Omnibusse , höchstens 10 % ,  

währen d er bei allen übrigen abnutzb aren Inve stitionsgUtern mi t 

höchs tens 2 0  % fes tgelegt i st .  Für Personenkraftfahrzeuge , Kombi­

nationsfahrzeuge �� d Kraft rä der kann ein Inv e s ti tionsfreibe trag 

grundsätzlich nic ht geltend gemacht werden . Der Inve s ti tions frei­

be trag von 10 % steht j e doch fUr Fahrschulkraftfahrzeuge und 

Kraftfahrzeuge , die auss c h li eßlich dem Zweck der gew e rb lich en 

Person enbeförderung o der der gewe rbli chen Vermi e tung dienen , zu . 

Die se Einschränkungen sollen nach dem Entwurf sinngemäß fUr Rech­

te auf entgel tliche Überlas sung von solchen F ahrzeugen gelten . 
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Im Hinbl ick auf di e wi e de rho lten Ant�äge der Bunde skammer auf 

Wi ederhe rstel lung de r Gleichbehandlung de r Kraftfahrzeuginve sti­

ti onen mi t den übrigen abnutzbaren Investitionsgütern ist es  ab­

so lut unve rständl i ch , daß anste lle einer solchen Glei chbehandlung 

sogar e ine Ausdehnung de r mi t dem 2 .  Abgabenände rungsgesetz 1977 

ge schaffenen diskriminierenden Regelung für Kraftfahrzeuge be im 

Investiti onsfre ibe t rag e rfolgt , indem auch Rechte auf entge ltli­

che Übe rl as sung von Kraftfahrzeugen e inbe zogen werden . 

Ferner wi rd - ebenfal l s  unve rs tändlicherweise - auch die Termino­

l o gie de r in Rede s t ehenden Be stimmung gegenüber de r bisheri gen 

Regelung we sent lich ve rschlechtert , indem im Gegensatz zu § 10 

Abs . 2 Z. 2 EStG 1972 i . d . g . F .  und zu § 2 de s Kraftfahrgesetzes 

die im Kraftfahrge se tz eindeuti g  definie rten Begriffe "Pe rsonen­

kr�twagen " ( §  2 Ziff . 6 KFG 1967 ) durch die wil lkürli chen und 

irre führenden Beze i chnungen "Personenkraftfahrzeuge " und "Kombi­

nationsfahrzeuge " e rse tzt werden . Die Untauglichke i t  der gewähl­

ten Bezei chnungen e rg ibt sich z . B .  schon daraus , daß im Gegensatz 

zum Be griff " Pe rsonenkraftwagen " unter de� Bezei chnung "Personen­

kraftfahrzeug" auch Krafträde r su�sumie rbar wären und im Ge gen­

satz zum Be g.riff "Kombinationskraftwagen " unter der Bezeichnung 

" Kornbinationsfah.rzeuge" sogoar Fahrzeuge sub sumi ert we rden könn­

ten , we lche ke ine Kraftfahrzeuge sind. Die gewähl te Terminolo gie 

l äßt s omi t sogar b e fürchten , daß noch we itere Fahrzeuge in die 

Di skriminierung e inbe zogen werden könnten . Sie muß daher ganz 

ents c hi eden abgelehnt we rden . 

r1it Rücksi cht auf die im Entwurf e ines Einkommensteuergesetzes 

1 98 8  we iterhin vorge sehene Benachte i li gung de r Kraftfahrzeuginve­

stiti onen be im Inve stit1 onsfre 1be t rag durch dessen Gewährung b l oß 

im halben Ausmaß muß neue rlich he rvorgehoben werden , daß der Er­

satz al ter Nutzfahrzeuge durch insbe sondere auch von de r öster­

re ichi schen Kraftfa�rzeugindustrie angebotene neue abgas schad­

stoffarme, umwe l tfreundl i che Fa�rzeuge ni cht we i ter steue rlich 
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di skriminiert und dami t ve rzögert werden darf , wenn die Umwe l tpo­

li tik der Bunde sre gi erung g l aubhaft ble iben soll . Da die Anschaf­

fung neuer Nut zfahrzeuge vi e l fach dem Einstieg in den kombinier­

ten Verkehr Schiene / Straße o der de r ve rstärkten Inanspruchnahme 

di eser Ve rkehrstechnik und hi er vor al lem dem besonders wirt­

s chaft lichen "unbegle1te ten" kombini e rbaren Ve rkehr- dient , s teht 

di e Di skriminierung der Kraftfahrzeuginve st1tionen auch im Wi der­

spruch mi t der ein vorrangi ges Zi el de r Bunde sre gierung bildenden 

Forcierung des kombinierten Ve rkehrs , wel che vorwiegend mi t Um­

we l tschutzargumenten begründe t wird . Im gegenständlichen Zusam­

menhang muß auch daran erinnert we rden , daß zur Förderung der Ka­

talysator-PKW wesen t li che steue rli che FörderungsmaBnahmen getrof­

fen wurden , während dem glei chen Zie l dienende Nutzfahrzeugan­

schaffungen steuerl i ch di skriminiert sind . 

Vorsorglich sei auch darauf hingewi esen , daß das fUr di e Schlech­

terste llung der Kraftfahrzeuginvestiti onen ge legentlich verwende­

te Argument , de r Schwe rve rkehr auf der S traße s toße auf wachsen­

den Widerstand in der Bevölke rung ,  völ l i g  an de r Tatsache vorbei-

geht , 

porte 

b aren 

daß der 

auf den 

LOkal- , 

we itaus Ube rwie gende Teil al ler S traBengUtert rans­

durch ande re Verkehrsträger gar ni cht sub s ti tuier­

Re gi onal - und Baus t e l lenverkehr entfällt .  Auch im 

im grenzUberschre i tenden Verkehr sind Straßen­

transporte vi el fach nicht e rs e tzbar .  

Güte rfern- und 

Der vorgenannte Einwand trifft im übrigen abe r  keinesfalls auf 

die dem al lgemein al s förde rungswUrdi g anerkannten öffentlichen 

Pe rsonennahverkehr dienenden KraftfL�rlinienautobusse und Taxi s , 

aber auch nicht auf dem Arbei ter- und SchUlergelegenhei tsverkehr 

b zw .  dem Fremdenve rkehr di enende Autobusse un d  Mietwagen s owie 

auf Fahrschulwagen zu . Auch die se FL�rzeugarten unterliegen aber 

der in Rede stehenden D iskrimini erung .  Es i st geradezu groteSk , 

daß di e Erneue rung e twa von dem Schülerve rkehr dienenden Autobus­

sen und Neunsi tzer-PKW inve sti tionspo litisch nur halb so�örde-
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�ungswürdi g sein so l l  wi e z . B .  di e Anschaffung e i ner BUroe i nri ch­

tung oder di e Einrichtung e iner Di skothek . 

Zu § 10 Ab s. 5:  
Bei den geringwerti gen Wirtschafts gUte rn  wurde das Wort " sofort" 

e ingefUgt , wobei aber die Auswirkung nicht unmitte lbar e inleuch­

tend ist. 

Zu § 10 Abs . 7 :  

Wenn auch das Motiv zur Rege lung des § 10 Abs. 7 ,  nämli ch die 

Eindämmung der Abschre ibungsgesell schaften durchaus nicht ver­

kannt wird , sollte doch die Ausglei chsfähigke i t  de r Verluste be i 

gewinnmindernder Ge l tendmachung von Inve stiti onsfre ibeträgen be i­

behalten werden , we i l  s onst Inve stitionsanrei ze be se i t i gt wUrden . 

Zu § 12 : 

Hier so llte zumindest die Zugehöri gke i t  �ur WirtschaftsgUter des 

Finanzanlagevermögens , das ja unbestreitbar zu den beweglichen 

Wirtschaftsgtitern zähl t , wei te rhin s i eben Jahre betragen , da ge­

rade diese Frist ohnehin la�ge bemes sen i s t. 

Zu § 14 i.V.m. § 11 7 Ab s .  7 Zi�f . 4: 

Die Einführung e iner We rtpapie rde ckung für Pensi onsrückstel lungen 

ist sachlich in keiner We ise begründet und dahe r e ine abzulehnen­

de Zwangsbe lastung fUr die Unternehmen . 

Es ist ni cht e inzusehen , warum Unte rnehmen , die hier etwa private 

Versi cherungen abgeschlossen haben , dieses Finanzierungsinstru­

ment vorgeschrieben we rden soll ; e s  wird damit nämli ch keineswe gs 

die Siche rhe i t  fUr potenti elle Pensi onsbezi eher e rhöht , sondern 

vi e lmehr eine Auswei tun g  de s inländischen Ka?italmarkte s zu La­

sten des Unternehmers "verordnet " .  
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Unkl ar bleibt in de r Text i e �ung de s § 1 1 7  Abs . 7 Ziff . 4 ,  ob eine 

We rtpap i e rde ckung für den Be stand an Al trücks tel lungen notwendig 

ist . AusfUhrungen von Ve�trete rn de s Bunde smini s terium für Finan­

zen deuten darauf hin , daß fUr Altrücks tellungen , die zum Ze it­

punkt de s Inkraftt re tens de s Ge setzes bere i ts be s tanden haben , 

eine Wertpapie rdeckung ni cht notwendig ist . Zwe i fe l an dieser 

Auslegung könnten mi t Hinb l i ck auf den § 1 1 7  Ab s .  7 Z i ff .  4 le tz­

ter Satz auftauchen . Es ist dahe r dringend no twendi g ,  den § 1 1 7  

deut lich und al lgemein vers tändlich im S inne de r obigen Aus füh­

rungen neu zu formuli e ren . 

Zu § 14 Abs .  1 :  

Nach ve rschiedenen prakti schen Be i spielen i st info l ge de r se i t  

e iniger Ze i t  zu beobachtenden we i t aus geringerem Mi tarbe iter­

fluktuati on der Ansatz e iner mi t 50  % begrenzten Rückstellung 

nicht mehr ausre ichend .  In ab sehbarer Ze it kann s ich die gleiche 

Si tuati on wi e be i den Pensi onsrtickstellungen ergeben . 

Daher ist zumindest j ene Regelung zu forde rn ,  wie sie vor dem 2 .  

AbgÄG 1 9 77 bes tanden hat . 

Zu § 1 4  Abs . 5 :  

Hier sol l te entsprechend de r bi she ri gen Erlass re ge lung auch e ine 

Deckung durch Ante ile an österre i chischen Inve s tmentfonds vorge­

sehen werden . 

Be i de r Vorsorge für Ab ferti gungen i st eine Ent schärfung be i de r 

We rtpapie rdeckung , wenn die fiktiven Ab ferti gungsansprUche ab sin­

ken , posi tiv hervorzuheben ; dagegen stellt di e Erh�hung de s Pro­

zentsatzes von 30 auf 60 % be i Wertpapierunte rdeckung e ine arge 

Anhebung des "Strafzuschl ages " dar .  
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Zu § 14 Ab s .  7 - 9 :  

Gemäß § 1 4  Abs .  8 EStG 1 9 7 2  ge l ten die e inschränkenden Be stimmun­

gen des Abs .  7 ni cht bei de r B i l dung von Pensi onsrUckstellungen , 

sowe i t  dem Arbe i tgebe r di e Aufgaben der ge setz l i chen Pens i onsve r­

siche rung übertragen sind . Unternehmungen , auf die di e se Voraus­

setzungen zutreffen , waren daher schon bishe r gezwungen , die -er­

forde rli chen Pens i onsv�rsorgen nach ve rsiche rungsmathemati schen 

Grun dsätzen in vol l em Umfang zu b i l den , wobe i sie hins i cht l i ch 

de r Höhe de s Rechnungszinssatzes derze it ke inen Einschränkungen 

nach unten unterworfen sind . Insowe i t  den Pens ionsbe rechnungen 

dahe r gegenwärti g  ein ni e drigerer Rechnungszinsfuß zugrunde 

liegt , wUrde die Festschre ibung des Rechnungszinssatzes mi t 6 % 

zu e iner e rheblichen Erschwe rung de r Si tuati on fUhren . 

J enen Unternehmungen, denen zugl e i ch di e Aufgaben eines gesetzli­

chen Pensi onsversiche rers übe rt ragen s in d ,  und die demgemäß Pen­

si onsrUc ks t e l lungen vor Inkraftt reten de s neuen EStG in e inem 

übe r die Vorschri ften die ses neuen Bundesgese tzes hinausgehenden 

Ausmaß geb i l det haben , müßte dahe r ,  wenn ni cht e ine wesentl i che 

Ve rschl e cht e rung für di e s e  Be t ri ebe erfolgen sol l te , di e Wahlmög­

li chke it e inge räumt we rden , Pensi onsrUcksteIlungen nach den aner­

kannten Rege ln de r Vers iche rungsmathematik im bi sheri gen Umfang 

we i te rzub i l den . 

Zu § 15 Ab s .  1: 
Es i s t  wohl trotz de s e indeut i gen Wort l autes nicht geme int , daß 

Die ns tnehmer die durchl aufenden Posten ( z . E .  Re i sekostenvergütun­

gen ) und di e Be t ri eb seinna�men ( Be züge ) und Betriebsausgaben 

( We rbungskos ten ) l aufend aufze i chnen mUßten . 

Zu § 15  Abs .  2 :  

Die Formuli e rungen s ind im we s ent li chen g l e i ch gebliebe n . Für 

künftige erlaßmäBige Fe stse tzungen muß gefordert werden , daß auch 

die Aus legung gl e i ch b l e ibt . Besondere Bedeutung kommt dem Be­

gri ff "üb l i cher r·!i tte lpre i s  de s Verbrauchsort e s "  zu . Denn e inem 
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S tubenmädchen, das z.B. in de r S omme rs ai son in Ve l den tätig i st , 

könnte ja ni emal s die Übe rlas sung eine s Zimme rs zum ort süb li chen 

Pre is für die Lohnsteue rbemes sung zugerec��e t we rden , da die Vor­

auss e tzungen be i sp i e l swe i se gegenüber de� Url auber vö llig andere 

sind . Einer angeb l ich beab sichtigten He ran�ührung de r Sachbezugs­

werte an di e tatsächli chen Ve rkehrswerte muß daher entschi eden 

entgegenge tre ten we rden , da di e Auswirkungen unab sehbar wären . 

Zu § 1 6 :  

Sehr problematisch i st di e Neure gelung bezüglich Fahrten zwi schen 

Wohnung und Arbe i tsstätte , bei der ein al lgeme in zustehender Ver­

kehrsab se tzbe trag mi t zusätzl i chen Pauschbe trägen j e  nach Fahrt­

strecken bzw . Nic ht-Vorhandense in von öffent l i c hen Ve rkehrsmi t­

teln kombiniert wird , wobe i auch bei nac�gewi e senen höhe ren Ko­

s ten eine s teuerli che Be rücksichtigung ausgeschlossen wird . 

Der Verkehrsabse tzbe trag steht al len ni ch� selbst ändig Erwerbstä­

ti gen zu� ohne Rücksicht darauf , ob Kosten für Fahrten zwischen 

Wohnung und Arbe i t s stätte anfal l en oder ni cht . Es hande lt sich 

al so in Wahrhe it um e ine für Arbe itnehmer geltende Tarifbestim­

mung und wäre d��er syst emat s i ch be i dieser e inzuordnen . Dabe i 

darf aber nicht übersehen we rden , daß g��penspe zifische Abse tz­

be träge dem an si ch schon stark durchlöcherten Grundsatz de s ein­

he i tli chen Steue rtarifs wi de rsprechen . De r Auss chluß der Gel tend­

machung tat sächlicher höherer Kosten geht weit übe r  die aus Ver­

wal tung sve re infachungsgrUnden zulässi ge Durchschni ttsbe trach­

tungswe i se hinaus und i s t  aus di e sem G���d ve rfassungsre cht li ch 

bedenkli c h . 

Abe r auch di e Formulierung de r Bestimm�g we i s t  schwerwiegende 

Mängel a�f . Es ist näml i ch durchaus ��lar , nach welchen Grund­

sätzen die Unmögl i chke i t  der Benützung eine s ö ffentli chen Ver­

kehrsmi t t e l s  beurt e i l t  we rden sol l . Was mö gl i ch bzw .  ni cht mög­

li ch i s t , kann subjektiv o der ob jektiv ge sehen we rden , und die 
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Be trachtungswe i se führt zu g änzlich unterschi e dlichen Ergebnis­

sen . Man denke b l oß an e ine- Wegstrecke , die e in Invalider zurück­

legen muß , auf de r j e doch Beförderungsmittel ve rkehren .  Unklar 

ist ebenfal l s  die Formul i e rung " im Lohnzahl�gszei traum übe rwi e­

gend zurückge l e gte Fahrtstrecke " .  Aus dem Text de s Entwurfs geht 

nämli ch nicht e i nmal he rvor , ob sich die Kil ome te rgrenzen auf die 

tägli ch zurückge l e gte S trecke bezi ehen , was wohl anzunehmen i st . 

Wie vo�zugehen ist be i wechse lnden A�be i tss tät ten , bleibt eben­

fal ls offen . 

Insbe sonde re die unausge re 1ften Formuli e rungen des § 16 , Abs . 1 

Ziff . 6 li t .  c )  machen e s  e inem Di enstgeber ohne unve rhäl tnismä­

ßiges Haftungsrisiko unmögl i ch oder zuminde st unzumutbar , di e 

Pauschbe träge ohne Eintragung auf de r Lohnst eue rkarte zu berück­

si cht igen , wi e es de r § 62 Abs .  2 Ziff . 4 an s i ch vorsieht . 

Zu 16 Ab s .  1 Ziff . 8 :  

Hi er wi rd die Bemes sung der Absetzung �ür Gebäude ode r  sonst ige 

Wirtschafts güte r ,  die nicht zu e inem Be trieb svermögen gehören , 

ge re gelt . Grundsät z l i ch s ind die tat s ächli chen Anschaffungs- o de r  

He rs t e l l ung skos ten zugrunde zu legen . Be i unentgeltli chem Erwerb 

eines Geb äudes ist de r zul e tzt vor dem unent gel tli chen Erwerb 

fe stgeste l l te Einhe i t swert zugrunde zu legen . Da die Einhei t s­

we rtfe s t s te l l ung be sche i dmäßig auf e inen bestimmten Stichtag e r­

folgt , sol lte e s  in li t .  b )  he i ßen : " • • • • •  dann ist de r Einheits­

wert zugrunde zu l e gen , de r für den zuletzt vor dem unentgletli­

chen �rwe rb l i e genden St ichtag fe stge s t e l l t  wurde . "  Dami t wäre 

si che rge s te l l t ,  daß be i e inem unentge l tl i chen Erwerb zwischen dem 

Stic htag und de r be sche i dmäßigen Feststel lung des neuen Einhei t s­

we rte s  die AfA vom aktue l l en Einhe i t swe rt und ni cht vom überho l­

ten frühe ren Einhe i t swe rt zu be rechnen ist . 

In diesem Zusammenhang i st auf die Ube rgangsfrist des § 1 1 8  h in­

zuwe i sen , aus de r si ch ergib t , daß be i AnSChaffung , He rstel lung 

oder unentge l t l i chem Erwerb e ines Hause s  vor dem 1 .  Jänner 1 9 8 9  
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b zw .  kein neue s Wahlrecht für die 

die völ lig unzei tgemäße heuti ge 

Recht s l ag e  verewigt, nach de r bei Anschaffung , He rstel lung ode� 

unen tge l t li chem Erwe rb eines Gebäude s vor dem 1 .  J änner 1963 der 

Einhei tswert zum 1 .  Jänner 1963  oder auf Antrag de r Anschaffungs­

we rt zum 1 .  Jänne �  1963 für di e AfA-Berechnung zugrunde zu legen 

i s t . D amit we rden di e Ei gentümer, we l che ein Gebäude sei t mehr 

als 25  J ��ren b e si tzen, mi t e iner AfA von e inem längst übe rhol ten 

We rt bestraft . Die s e  B e stimmung war schon im derzei t gel ten den 

Einkommen s teue rrecht unge �e cht 'und unzei tgemäß , sodaß ni cht ein­

zusehen ist , daß si e im Zuge e ine r Reform beibehal ten wi rd . 

In der li t .  f )  wird nun aus Gründen der Vereinfachung ein gese tz­

lic her AfA-Satz von j ähr lich 1 , 5  % fe stge legt , der einer Nut­

zungs dauer von e twa 66 J ahren en tspri cht . Eine l ängere Nutzungs­

dauer i s t  ni cht mehr anzusetzen . Dazu fUhren die Erläuterungen 

aus , daß bei nachgewiesener kü�zerer Nutzungsdauer e in höhe rer 

Ara- Satz be rücksi c htigt we rden kann . Da ein Nachweis der kürzeren 

Nutzung S dauer wohl nur dann mögli ch i st, we� das Objekt unterge­

gangen ist , müßte es hier wohl richtig he iße:'l "bei Gl aubhat'tma­

chung ein er kürze ren Nutzungsdaue r" . 

We der der �ext de r li t .  f )  noch di e Erläuterungen s agen e twas 

darüber aus , ob und in we l chem Verhäl tnis bei de r Anwendung der 

gese tZliChen ArA eine Trennung der Be rechn��g s grundlage in einen 

Gebäude- und ein en G run danteil zu erfolgen hat . 

We ite rs wäre auch in der li t . f ) e ine Ergänzung dahingehen d erfor­

de�li ch , daß der jeweil s fUr den in de r Veranlagung unmi t telbar 
vorangegangenen S t i chtag festge s tellte Einhei t sw e rt maßgeb li ch 
ist . 
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Schli e ß l i ch fehl t im § 1 6  e ine Best immung dahingehend ,  daß Bei-

trags l e i stun gen von Arbei tnehme rn an 

trieb li ehe Pensionse inri chtungen al s 

sinc . Da späte re Pensi ons l e i s tungen 

be tri eb li che o de r  Ube rbe­

Werbungskos ten abzugsfähi g 

aus solchen Einri chtungen 

be im Empfänge r de r Lohnst eue r unte rliegen , wäre mange ls e ine r 

entsprechen den Bestimmung hins i chtlich de r Eigenleistungen e ine 

steue rliche D oppele rfas sung gegeben , was vö l li g  untragbar wäre . 

Die Bunde skammer ist de r Ansicht , daß nur in di e ser Form dem Auf­

trag im Arbei tsUbe �e inkommen de r Regie rungsparte i en entsprochen 

we rden kann . 

Zu § 1 7 : 

Die Bundeskamme r  ri chtet an das Bunde sministerium für Finanzen 

di e höfliche Bi tte , von de r hie r vorgesehenen Ve rordnungsermäch­

ti gung aus Gründen der Verwal tungsve reinfachung umfangre i chen Ge­

b rauch zu machen . 

Zu § 18: 

Neu in den S onde rausgabenkatalo g  aufgenommen wurden die Instand­

se tzungsaufwendungen zur S ani e rung von Wohnraum .  De r Begriff " In­

standse tzungsaufwand" ist im Gesetz ni cht definie rt , s onde rn  fin­

de t sich l e di gl i ch in den Erl äute rungen zu § 28 . Auf di e Prob le­

matik neuer gese tzliche r Begriffe , die ni cht ausre i chend de fi­

niert we rden , wurde schon oben aufme rksam gemacht . 

Im Zusammenhang mi t den S onderausgaben wird auf das noch imme r 

nicht zur Zufri e denheit gelöste Prob l em des Ve rlus tvortrages hin­

gewi e sen . Die Vorausse tzung de r o rdnungsmäßi gen Buchführung mi t 

de r derze i t i gen Auslegung , die t rotz gewi ssen Ve rbesserungen 

durch die j Ungste VfGH-Judikatur ge geben i st , mUßte entfal len . Es 

wi rd we i te rs die Forderung e rhoben , daß der Verlustvortrag auch 

be i Einnahmen /Ausgaben-Rechne r ge l ten soll . 

Der Verlustvortrag ist ke ine Bel ohnung o der Ausnahmebes t immung , 

sondern ste l l t  e ine wirtscha�t li che Notwendigke it dar . 
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In de r EG ist de r S tand de r Di skussion de rzeit fo lgende r :  

Begrenzter Verlustrticktrag voraussichtlich auf 5 Jahre und unbe­

grenzter Verlustvortrag . 

Eine Verkürzung de s Verlus tvortrages auf 5 Jahre , wie e s  der Ent­

wurf vorsieht , i st dahe r völ lig undi skutabel und j e denfal l s  e in 

glatter Wi derspruch zu den s tändigen Äuße runen von Mi tgli e de rn  

der Bundesregierung , s i ch EG-konform ve �hal ten zu wo l len , wi e 

auch zu der Einle i tung de s genannten Arbe itsUbe reinkommens , in 

der es heißt , das S teuersystem s
,
o l l e  gerechter we rden . 

Anzustreben wäre auch e in Wahlrecht Ube r  die Verte ilung der Ver­

luste übe r die kommenden J ahre . Die Kompensati on von Gewinnen in 

kün�ti gen Jahren mi t Ve rlusten b i s  zu e ine� zu versteue rnden Ein­

kommen von Nul l Schil l ing fUhrt dazu , daß Verlus te mi t 

Eiru�ommenstei len verrechne t we rden , di e aufgrUnd von Frei- und 

Absetzbeträgen ohnehin e inkommensteue rfre i sind . 

Der Verlustvortrag sol l te we i te rs wie in de r Bundes repub lik 

Deutschland auf al l e  Einkunfts arten mi t ausgle i chs�ähi gen Verlu­

sten ausgedehnt werden . Schli eßlich sol l te auch die im Erl aß AÖFV 

1 83 / 1 9 87 einleucht end , be g rtinde te Vererbli chke i t von Verlustvor­

trägen eindeutig im Ge se tz verankert und au� ande re F ormen der 

Betri ebsUbergabe ausg edehnt we rden . 

Zu § 1 8  Abs .  1 Zi�� . 3 :  

Gemäß § 18  Abs . 1 Zif� . 3 können Aufwendungen fUr Wohnraumbe­

sChaffung und Wohnraumsani e rung - mi t e inigen Abände rungen - als 

Sonderausgaben geltend gemacht werden . Der Gesamtbe trag der Son­

derausgaben �Ur e inen Steuerpflichtigen ist j edoch limitie rt , wo­

bei j eweils nur 5 0  % de r angefallenen Sonde rausgaben steuerl i ch 

abge se tzt werden können . Daraus e rgibt sich in vi e len Fäl l en e ine 

SChlechterstellung de� S teuerp�l i chti gen . Anstatt solcher unbe­

fri edi gender Sonderausgabenregelungen sollte e in grundsätzlich 

neue s System Uberlegt werden , e twa nach dem Muster der E1nkommen-
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steue rre form de r Bunde srepub l ik Deutschland b zw .  der Re gelungen 

in den USA , bei denen di e Zinsen für die He rstel lung oder die An­

schaffung von Wohnraum für di e Ei genbenützung ( Eigenheime und Ei­

gentumswohnungen ) steuerlich vol l  abzuse tzen s ind . Eine de rarti ge 

Lösung wäre nicht nur vi el ge rechte r ,  sonde rn würde darüber hin­

aus auch dazu fUhren ,  daß ge rade im Bere i ch de s Eigenhe imbaues 

der graue Markt sehr stark reduzi e rt würde , wodurch sich de r al l­

fäll i ge Steuerausfal l durch das Mehraufkommen an Umsatzs teue r und 

sozialen Abgaben mehr als kompensieren würde . So lche Vorschl äge 

wurden b e rei ts mehrmals und g rundlegend im s ogenannten " Lan­

ge r/T anne r/Windi sch-Vorschlag 1 9 8 5 "  be legt und massiv gefordert . 

Zwar wird ane rkannt , daß durch § 18 Abs .  1 Ziff .  3 li t .  c ) e in 

Großte i l  de r Aufwendungen für Ene rgie sparmaßnahmen wi e de rum in 

Form von Sonderausgaben ge l tend gemacht werden kann , j e doch i s t  

fes tzustel len , d aß  e ine von de r b i sherigen Rechtslage we sentl i ch 

be günsti gte Berufsgruppe dabe i  in di skriminie render Art und We ise 

ausgekl ammert wi rd , näml ich di e Hafne r .  Aus wissenschaft lichen 

Unte rsuchungen g eht klar he rvor , daß de r Kache lofen durch se ine 

ty�pi schen Ei genschaften e inen emi s si onsärmeren Abb rand be i vol l e r  

Fl amme von S che i tholz ermögli cht als andere Öfen und Ke sse l . 

Durch di e indivi due ll gefertigten Kache l öfen i s t  we i ters die Mög­

li chke it ge geben , - den optimal en Wärmebedar! zu e rre ichen und ei­

nen darüber hinausgehenden L�e rg i eve rbrauch zu ve rme i den . Nicht 

zu ve rgessen ist dabei auch die Tatsache , daß Kache l öfen mi t j e­

de rze it e rneuerbarer Energie be tri eben we rden . Die Erri chtung ei­

ne s Kache l o fens müßte dahe r in di e Begünstigung de r Ziffe r 3 l i t . 

c ) e i nbezogen we rden . 

Außerdem wird mi t der vorge schlagenen Novellierung in bestehende 

Vert räge e ingegriffen . Steue rpf l i chtige , die di e Anschaffung ei­

ne s Kache lofens durch Kredi taufnahme finanz i e rten , konnten die 

Kredi trückzahlung al s Sonderausg aben gel tend machen . Dies ist 

nach dem Entwurf ni cht mehr mög l i ch , sodaß die j enigen , die e rst 

vor kurzem zu einer solchen Finanzierungsmögli chkeit im Vertrauen 
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auf den F ortbe stand de r Recht s l age ge griffen haben , ab sofort um 

di e Mögl i chke i t  kommen , glei chwert i ge Sonderausgaben ge l tend zu 

machen . 

Zu § 1 8  Ab s .  3 Ziffer 4 lit . b ) aa ) : 

Die Energi eversorgungsunte rnehmen wurden bei Schaffung der S teu­

e rbe güns ti gung fUr j unge Akti en im Hinb lick auf die damals noch 

ge gebene S teuerb e güns t i gung de s Energi eförderungsgese tze s ausge­

nommen . Dieses Gese tz i s t  aber inzwischen mi t Ausnahme e iner Re­

ge l ung fUr Kleinkraftwe rke außer Kraft ge treten , sodaß der we ite­

re Aus schluß de r Energi eversorgungsunte rnehmen von de r Begünsti­

gung fUr junge Akti en sachl i ch nicht mehr gerechtfertigt und da­

mi t ve rfas sungswi dri g ist . Da auch die Verteilung von Gas o der 

Wärme im Hinbli ck auf die Be tri eb serforde rnisse nach den Organi­

sat i onsvorschriften de r Hande l skamme rn  der Sekti on Industrie zu­

geordne t wi rd , wären ans te lle der Worte " ausgenommen die He rstel­

lung von elektri scher Ene rgie , Gas o der Wärme " nach dem Wort 

" i s t "  di e Worte " e inschl ie131ich Unternehmen zur Erzeugung o der 

Verte ilu.�g von elektri sche r  Ene rgi e ,  Gas o der Wärme " zu se tzen . 

Zu § 1 8  Abs .  5 :  

Die Anhebung de s Zuschl agssatzes bei Nachversteue rung von 25  auf 

30 % berticksi chtigt ni cht den Umstand der Tarifsenkung . Sollte 

de r Grund fUr den 30 %i gen Satz di e Einbeziehung de s bi sherigen 

Steue rsatze s von 5 0  % bei der Genußscheinnachversteuerung se in , 

könnte eher an e ine Be ibehal tung de r Zweiteilung und Ab senkung 

de s 2 5 e r-Satzes auf 20 % gedacht we rden . 

§ 1 8  Nachkauf von Versi che rungszei ten : 

Es mUßte entweder im § 1 8  fe stge l egt werden , daß Be träge fUr den 

Nachkauf von Versiche rungszei ten ( z . B .  dann , wenn weitere Gruppen 

von S e lbs tändigen in die Pensi onsve rsi cherung nach dem ASVG e in­

bezogen we rden , o der de r Kauf von Schul- und Ausb ildungszei ten ) 

ohne Höchs t grenze und zum vol l en Be trag al s Sonde rausgabe abzugs­

�ähi g s ind oder e s  mUßte im § 2 5  e ine ähnli che Regelung wie fUr 
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di e Le i s tungen aus Zahlungen zur Höhe rve rsi che rung vorge sehen 

we rden . 

Zu § 1 9  Abs .  3 :  
S teue rlich besteht fUr die geplanten Einschränkungen ke ine Not­

wen di gke i t , da di e sofortige Absetzbarke i t  von Vorauszahlungen 

nach bi sheri ge r  Ve rwal tungspraxis ohnehin nur bei ent sprechende r  

wi rtschaft l i cher Begründung anerkannt wurde und sich die Wirkung 

de r bi she rigen Abse tzungsrege lung be i Bauhe �renmo de l len auf e ine 

bl oße S teue rstundung ers t re ckt . Be te i l i gungen an sol chen Mode l l en 

we �den s teue rlich nur ane rkannt , wenn sie insges amt zu einem 

steuerli chen "Total gewinn " hinsi cht l i ch de s gesamten Be te i li­

gungsze i traumes unte r  Einbeziehung e ine s Abschi chtungsgewinne s 

führen .  Da solche Ab schi chtungsgewinne im Rahmen de r EinkUnfte 

aus Ve rmie tung und Ve rpachtung e rzi e l t  we�den und dahe r ke inem 

be günsti gten ( halben ) S teuersatz unterliegen , konnten Bauhe rren­

Mode l le - abgesehen vom e rwähnten Steuers tundungseffekt - grund­

sätzlich zu ke inem S teue rausfall fUr den Fiskus führen . 

De r Entwurf Ubersi eht hie r , daß Bauherrenmodel l e  s owohl aus 

wi rtschafts- als auch steue rp o l i t i sche r S i cht e inen posi tiven 

Be i trag zur gesamtwi rt schaft l i chen Entwi cklung leisten . 

Zu § 20 Abs .  1 Ziff . 2 :  
De r hie r  vorge sehene zwe i te Satz , wonach die Abzugsfähigke it von 

Be t ri eb s ausgaben , s owe i t  sie auch die Lebensführung e ines S teuer­

pfli chti gen be rühren , verneint werden s o l l , wenn sie nach al lge­

me ine r  Ve rkehrsauffassung unangemessen sind , begegnet heftiger 

Kri tik.  

Da - wie in den Erläute rungen ausgeführt ist - e ine Angeme ssen­

he i t sprUfung bere i ts de rze i t  vorgenommen we rden konnte , ist zu 

be fUrcht en , daß diese Be stimmung
" 

im Laufe der Ze i t  immer kleinli ­

che r  angewende t wi rd und d i e  Steue rpflichtigen in ihre r Entsche i­

dungsfre ihe i t  be i de r Auswahl der Inve sti t i onen mehr und mehr 
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e ingeengt we rden . Auf di e einschlägige Rechtsprechung des VwGH 

( z . B .  vom 27 . 1 . 1 9 8 1 ) wi rd verwi e sen . 

Das ES tG be inhal tet we i te rhin das Abzugsverbot für Aufwendungen 

fUr di e LebensfUhrung , we l che die wirtschaftli che o der gese l l ­

schaft l i che Stellung de s Steuerpflichtigen mi t sich bringt , auch 

wenn s i e  zur Förde rung de s Be rufes o der de r Täti gke it des Steuer­

p fl i chti gen erfo lgen . Di ese Norm wurde be re i ts bishe r streng ge­

handhab t und s treng angewandt . Be i spie lhaft se i e rwähnt : Arbei t s­

zimme r in der e i genen Wohnung , Rei sen in das Aus l and ( mi t denen 

e in gewi sses r.laB an Annehmlichke i t in Ve rbindung gebracht wird , 

obwohl tatsächl i ch derarti gen Ausl andsrei sen wirtschaft l i che Not­

wendi gke it darstel len und im Sinne einer als wünschenswert be­

ze i chne ten Internat i onal i sierung de r Wirtschaft unerläßli ch 

sind ) , KFZ im Anschaffungswe rt von mehr als S 350 . 000 , - .  

We i te rs bleibt die Bes timmung aufrecht , wonach Repräsentati ons­

aufwendungen , wie i nsbe sondere Aufwendungen anl äß l i ch der Bewir­

tung von Geschäftsfreunden , ni cht abgezogen werden dürfen . 

Der zwe i t e  Satz des § . 20 Ab s .  1 Ziff . 2 stellt e.ine dri tte neue 

Norm dar . Di e se neue Norm bekämpft Aufwendungen , die e indeutig 

betrieblich o der be rufli ch ve ranlaßt sind . Lie gt nämli ch sowohl 

e ine be triebli�he al s auch private Ve ranlassung vor , dann werden 

diese Aufwendungen bere i t s  von den vorerwähnten Abzugsverboten 

umfaßt . Das be s onde rs Unangenehme ist , daß in di esem Satz wieder­

um Be griffe ve rwende t we rden , di e im Steuerrecht neu sind und 

auch ni cht definiert . 

Was heißt und bedeutet "Be rührung der Lebensf'Uhrung des S teuer­

pflichti gen" ? Was ist we i te rs mi t "nach allgemeiner Verkehrsauf­

fas sung unangeme ssen "  geme int? Die allgeme ine Ve rkehrsauffassung 

Uber das P�geme ssene existi ert nämli ch nicht . Die Frage de s Ange­

me s senen i s t  eine höchs t sub jektive Komponente und wird nach per-.-

sönlichem Lebensstil und persönli chen Aufwand unterschi e dl i ch be-
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urte i l t .  De r Aufwand ,  den man s i ch persön l i ch ni cht le isten kann , 

wird häufig im Zwe ifel al s unangemes sen angesehen . 

Die Darste l l ung in den Erl äute rungen ,  daß "bei der Angeme ssen­

he i tsprUfung ni cht kleinlich vorzugehen se in" wird , gentigt fUr 

e ine Entschärfung de r Gese tze spas s agen nicht . Es hat s i ch schon 

in de r Vergangenhe it geze i gt , daß de rarti ge Ve rsprechungen später 

ni cht entspre chend eingehal t en werden . Die Erl äute rungen zu § 20 

ve rsuc hen ganz o�fenkundig e ine Abmi l de rung der neuen Bes timmung 

he rbe izuführen . Offenbar erkennt man se lbst , daß mi t die ser Be­

s timmung Ube r den Rahmen denkbare r Res triktionen hinausgegangen 

wurde . D i e  be sänfti genden Äußerungen in den Erläuternden Bemer­

kungen ve rmögen e ine Be ruhi gung nicht he rbe izuführen ,  da de rarti­

ge Normen e ine unab sehbare Ei gendynamik entwic ke ln .  Nur e in Be i­

spi e l : Wi rd ein Autote lefon , das fUr viele Unte rnehme rn e ine 

wi cht i �e s  Hilfsmi ttel geworden i s t , aber auch fUr Privatge spräche 

ve rwende t we rden kann und d��er " die LebensfUhrung des Steuer­

pfli cht i gen be rührt" ,  ni cht mehr Betri eb s ausgabe se in? 

Besonde rs di e Hande l sve rtre ter wUrden hinsi=ht l i ch der Ab se tzbar­

kei t  de r KFZ-Aufwendungen arg benachte i l i gt s e in . Wie Uberhaupt 

e ine D i skri�inie rung de r privaten Unte rnehmen gegenUber den öf­

fent li chen Insti tuti onen erfo lgt , be i denen Fahrzeuge mi t wesent­

l i ch höhe ren Anschaff��gskosten durchaus Ublich s ind . 

Die mi t te l s  Verordnung vom 2 9 . 6 . 1 976 fUr Exportunternehmen ge­

schaffene Ab se tzbarke i t  ftir Repräs entati onsaufwendungen ist we gen 

der se i the r ge änderten Bedingungen vie l  zu gering . Der Kampf mi t 

der ausl ändi schen Konkurrenz i st im le tzten Jahrzehnt vie l  schär­

fer geworden ,  die e inzuse tzenden Mitte l , Aufträge zu e rhal ten , 

sind angewachsen und ste i gen noch immer an .  Es wäre wünschens­

wert , wenn der Gesetzgeber se ine Meinung ��de rt und be ssere Mög­

l ichke i ten schafft , entwe de r durch , Ei nbau in das Gesetz s e lb st 

oder im Ve rordnungswege durch Erhöhung der zulässi gen Promil l e-

s ätze . 
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D i e  B un de skamme r  spri cht sich auch deshalb entschi eden gegen die 

Ve ranke rung e iner Angemes senhe i tsprlifung im Gesetz aus , we il die­

se di e große Gefahr ihre r wi l lkürli chen Handhabung in s i ch birgt 

und darüber hinaus im Hinb l i ck auf Artike l 1 8  B-VG und das 

rechtsstaatliche Prinzip Ube rhaupt wohl verfassungswi dri g  ist . 

Zu § 22  Ziff . 1 li t .  b ) : 

Der P as sus " Einkünfte aus e iner be ratenden Täti gkeit , sowe i t  di e­

se Täti gke i t  ni cht unte r die Gewe rbeordnung 1 973 fäl lt , "  ist im 

Hinbli ck auf die Erläute rnden Bemerkungen zu s trei chen . Die Be­

triebsberatung wi rd von der Gewe rb e ordnung eindeuti g als gewe rb­

li che Täti gke i t  definiert und qual ifiziert . Da auße rdem die be ra­

tenden Täti gke i ten ni cht in Be zi ehung zu unmi tte lbar ähnli chen 

Tät i gkei ten gesetzt werden , ist e ine diskriminie rende Behandlung 

gewe rb licher Betrieb s be rater im Bere i ch des Gewe rbesteuerrechtes 

zu e rwarten . Es i s t  fe stzuhal ten , daß nach Auffassung de r Bundes­

kamme r  diese Be stimmung de r Kamme r  der Wirtschaftstreuhänder 

künftig einen ei genen fre ien Be ruf de s Unternehmensbe rates zu in­

s t al l i e ren e rmögli cht . Diese Ve rmutung wi rd mi t de r e in deutig ge­

äußerten Abs i cht de r Kammer de r Wi rts chaftstreuhänder anläBli ch 

de r le tzten Betri ebswirtschaft li chen Woche begründet . Bei di eser 

Ge legenhe i t  wurde von offizieller Sei te kundgetan , daß es künftig 

Kamme rpo l i t ik se in müs se , über di e tradi ti one l len Tätigke i tsfälle 

de r S teue rbe ratung , Buchprüfung etc . hinaus im Wege e iner Nove l­

lierung de r Wirtschaftstreuhände rberufsordnung umfassende 

Wi rtschafts- und Unternehmensbe ratung durchzuführen .  

Die Täti gke it von Ge ri chts- und Privatsachverständigen bei Er­

stel lung von Gutachten , z . B .  al s Buchsachverständi ge oder techni­

sche Sachverständi ge verstößt gegen ke inerlei be rufsrechtli che 

Vorschri ften , auch wenn sie ni cht von Wirtschaftstreuhände rn ode r  

Zivi l ingeni euren ausgeübt wi rd , und sol l te al s freier Beruf aner­

kannt werden , ebens o die T�ti gke it von S chi edsri chtern . 
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Z u  § 2 " : 

P.i er wäre klarzustellen , daß di e Be st immung wi e b i she r in Fäl len 

e iner unen t ge l t l i chen Übe rtragung , wenn das ne gative Kapi talkonto 

eurch s t i l l e  Re se rven ge deckt ist , ni cht anzuwenden ist . 

Zu § 24 Ab s .  4 :  

De r fUr di e Be tri ebsaufgabe ge ltende Freibetrag ( Absatz 4 )  ist 

se it nahe zu zwanzi g J ahren unve rände rt geb lieben . Eine entspre­

chende We rtanpassung wird be antragt . 

Im Zus ammenhang mi t de r Be tri ebsaufgabe muß wi e de rum  darauf hin­

gewi e sen we rden , daß e s  hi e r  in der Praxis zu den größten Schwie­

ri gkei ten und Prob lemen kommt . Es wi rd wie de rum di e Forderung 

nach Einführ��g e ines Vi e rte l-Steuersatzes für di e Betrieb sve räu­

ße rung bzw. - aufg abe e rhobe n . 

Es fehlt we i te rs , t rotz zahll ose r Bemühungen und Darste l lung der 

Problemat ik e ine Be stimmung , wonach di e Verpachtung eines Ge samt­

be tri ebe s ke ine Be triebsaufgabe darste l l t . Ge rade in die sem Be­

re i ch kommt e s , ve rursacht durch Verwal tungspraxis und Rechtspre­

chung , zu e iner ständi g unerträgli cher werdende� Si tuati on . Dabe i 

würde e ine Ve rbe sserung auf di esem Gebiet dem Fiskus ke ine nen­

nenswerten S teue rausfäl le ve rursachen . 

Posi tiv zu beurte i len ist di e Fe stlegung de s 5 5 . Lebens j ahres . 

Die Ände run� des Wortlautes tI • • • • •  al s Wohns i tz der �ü tte lpunkt 

seine r  Lebens intere ssentl zu "Hauptwohnsitz" wi rd ni cht näher er­

l äutert und läßt s i ch ni cht ab schätzen . 

Härten ergeben sich auch imme r wie der be im e rzwungenen Brachlie­

gen von Geb äuden , weil dadurch die laufende Erhaltung oft nicht 

mögli ch ist ( Geme inde abgaben , Instandsetzungsarbe iten ) . Zwecks 

Deckung die se r  Kosten s o l l te es möglich sein , Gebäude zur kosten­

deckenden Einkunftse rzie lung ve rwenden zu dürfen . 
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Zu § 25 : 

Nach dieser Be stimmung w?re de :- Arbe i tgeber ve rpfl i chte t ,  Kran­

kengel de r ,  di e von einer gese tzlichen Kr��en- o der Unfallve rsi­

che rung ausgezahl t we rden , mi tzuve rsteue rn .  

D i e se Vorgangswe i se muß aus fo lgenden verwaltungs techni schen und 

praxisbezogenen Gründen abge l ehnt werden : 

Die Kranken- o der Unfal lve rsiche rungen mUßten neben j eder Auszah­

lung , di e direkt an den Arbe i tnehmer netto erfolgt , j e dem Dienst­

gebe r monatl i ch di e entsprechenden Auszahlungsdaten mi tte ilen . Da 

ni cht s ämtli che Mi tteilungen zum gleichen Zei tpunkt e inlangen und 

di e Lohnve rrechnung dahe r di e ausgezahl ten Beträge ni cht immer 

dem Monat entsp re chend verrechnen kann , würde es zu Verzerrungen 

de s vorn Dienstgeber auszuza�lenden Betrages kommen . Anstelle ei­

ner Ent lastung de s Arbe i tgebers be i de r Lohnve rrechnung wird ihm 

hi e r  eine we i tere Aufgabe Ubertragen . Zu berücksichtigen i st we i­

ters die psychol ogische Komponente : Von der aus zahlenden Stelle 

we rden die Ge l de r  ohne Abzug Ube rgeben . De r Unte rnehme r ist der­

j eni ge , de r die entsprechenden Beträge e inbehalten muß und von 

dem de r Lohnempfänge r entsprechend weni ger Ne ttozahlung e rhält . 

Wenn e ine Be steue rung de r Krankenge lder erfolgen soll , so müßten 

ei e von den Krankenkassen ode r  Unfal lve rsicherungen ausgezahl ten 

Ge l de r  ni cht dem Dienstnehmer , s onde rn  dem Dienstgeber Ube rwie sen 

we rden , sodaß di e ser in de r Lage ist , den �samtbetrag zu ver­

steue rn  und den gesamten Nettobe trag an den Arbe i tnehmer aus zu­

zahlen . 

Die g anze Konstrukti on muß abe r Ube rhaupt als v�llig verfehl t be­

ze i c ��e t we rden . Kr��engel de r  e tc . haben Ube rhaupt ni chts mi t 

Löhnen oder s onstigen Vorte i l en aus e inem Dienstve rhäl tni s zu 

tun . Di e Einbe zi ehung in den § 2 5  ES tG i st daher auch systema­

tisch fal sch . D as zitierte Arbe itsUbe reinkommen , das Ubrigens 

auch Le i s tungen aus den Unte rstützungse inri chtungen der Kammern 

de r se lb ständip Erwerbstäti gen ne��t , spri cht mi t ke inem Wort von 
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Lohn e ink����e� . �s li e gt s o�i � e i�e gla�te Fehl le is�ung ce � V e �­

�as s e r  de s E� �����e s vo� . Es is� e in strikt ab zul e��ence � V e r-

such , den J:be i � g e be �  we i �e � ur�e z��l te Arbe i ten ce r öffent li ­

chen Ve �al t�� E,  zu übe rbürden , woge gen s i ch �i e �unce skamme� mi � 

al l e r  Ent schi e de��e i t  aus spri cht . 

We�� e s  po li � ischer Wil le ce r Regi e ��g is� , de rL-tige Bezüge zu 

be s t e ue rn , ä�...:"', sind �i e se im § 29 ESt G  al s " Sonstige !inkUn�te " 

zu e rfass en un e  dort aus �-ückl i ch aufzuzählen . Sie sind c&nn in 

gl e i che r }:t wi e �i e üb ri gen s ons�i gen EinkUn�te be i ce r Veranla-

�F. zu be rücksi chti gen . 

Zu § 26 : 

D i e  Neuregelung de s § 26 muß als vo l lkommen verfehl t bezei chne t 

we rde n . 

Di e Strei chung de r Be stimmung , wonach die Be ��rderung de s Dienst­

nehmers auf Kosten de s Dienstgebe rs o de r  die Fahrten mi t 

firmene i genen r.r�t!L�zeuien z��s chen Wohnung und Arbe i tsstätte 

ni c h t  zu den EinkUn!ten aus ni :ht s e lb ständige r  }:be i t  zählen , 

!��rt zu e iner unzumutbaren Ko�likati on Ube ral l  dort , wo Dienst­

nehme r ni cht re g e lmäßi g öffentli che Ve rkehrsmitte l benützen o de r  

� ndivi due ll ab geho l t  we rden . Die Erfasung des ge l dwerten Vor­

t e i l s , zu denen de rarti ge Be�ö rde rungen ohne Zwe ife l zählen wür­

den , i s t  in :äl l en e ines betri eb seigenen Liniendienstes , den de r 

�iens tnehme � �n Anspruch nehmen kar_� , abe r ni cht muß , so gut wi e 

aus g e schlo sser. , wenn mL� r� cht davon ausgeht , daS be re i ts das An­

b i e ten e ine r �ransportm�gli chke i t  als gel dwerter Vorte il zu ve r­

steuern ist . 

�_��li ch wi e in § l 6  ist der AusschlUS de r Ge l tenämachung von tat­

s ächli chen K osten ( unte r ent sprechende r Be rücksi chtigung erspar-

- 'r' .  nkos· "' )  · ·uße "�· .. e r  _loge .. ... e. , a • _ ... be denkli c!"l • Eine unnö tige Erschwe rnis 
., 

be de u� e t  e s , ve rschi e dene Tagge l ce r !Ur Di enstre isen m! �  und ohne 

!�äch�i gung vorzusehen . U�=umutbar ist �ie ve �al tungste c��i s che 
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Mehrarbe i t , di e s i ch aus cer nunmehrigen }��quotie rungs rege l er­

gibt . De r Günsti gke i tsvergl e i ch müßte nämli ch in jedem Fal l vor­

genommen we !'de n ,  da es von: Kollektivvertrag und der Anzahl de r 

Stunden de r Dienstre ise abhängt , ob die gesetzli che oder die kol­

lektivvertrag li c �e Ali quotierungsregel Platz % �  grei�en hat . Ein 

Zurückgehen au� die de rze i ti ge Rechtslage ist dringend geboten . 

Das nunmehr e i nhe i t l i che Nächti gungsge ld bei Ni chtgel tendmachung -

höhe re r tatsächl i cher Kosten beträgt S 200 ,- i�usive Frühstück . 

O�fen b le ib t , ob be i ln��spruc� Ci eses Paus chales eine Kür­

zung de s Tag ge l des , das j a  grundsätzli ch auch die Kosten de s 

Frühstücks ab deckt , zu e r�ol gen hat , une wenn ja, in we l cher 

Höhe . Zur Be se i ti ffun� der Schwierigkeiten wäre es empfehlenswert , 

auf e in höhere s  T agg e l d  be i  Dienstrei�en mi t  Nächti gungen zu ver­

zichten , statt dessen aber ausdrücklich auch au!' äie Kürzung we­

gen Ab deckung de r Frühstückskosten durch Nächti gungsrechnungen 

oder Nächti gungspaus chalen zu �r:1chten . 

Die Aus l an dsdi e nstre iser� gelung � dem Grundsatz nach beibe­

hal ten . Al l erdings wu:-de Ubersehen.. äaß mit eien gestai'felten Ta­

ge s s ätzen auch di e Brutto�tsjahreslohnstufen weggefal len 

sind , sodaB e in Anknüpfen an Cie IinkUnfte eier verglei chbaren 

Bun desbedi ensteten technisch T.deht möglieh 1st . Somit ist allein 

we gen de r Aus l andsdienstreisen -die 'Wiederaufnahme der Bruttoar­

be i tsjahreslohnstufen notwenctig, es sei denn , man entschließt 

si ch , be i Aus l andsdienstre i sen :t1tr clen privaten Dienst einhe i t­

l i ch di e obers te VergUtungsgrapJle der Bundesbe diensteten anzuwen­

den , die be re i ts he ute bei AuslZDdsC1enstre1sen zum Uberwiegenden 

'l'e i l  zur Anwendung kommt .  Auch weml sich cti e  Dj.ktion betreffend 

Aus l an dsdi enstre i sen an Ci e  derzeitige Rege lung anlehnt , sollte 

bei di e se r  Ge l e genhe i t  e �ne �t beseitigt werden, die dar­

in be steht , daB das Gesetz von lien lllmdesbec!ienste ten %USteheneien 

bzw . gewä.�rten Sätzen s;>richt � -Wul1mter nicht �indeutig ( wenn 

auch in der Praxi s )  au:h �e -�mvmgsgrenzen bei nachgewiesenen 

Nächti gungen zu sub s�� eren sin� 
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Unbe gründet ist de r We gfal l des letzten Satze s de r Ziff . 7 de s § 

26 EStG 7 2 , wonach an Ste l l e  de r gese tzli chen De fini t i on von 

Dienstre i sen di e Regel ungen de r l ohngestal tenden Vorschriften 

tre ten , wenn di ese ei gene Dienst re isedefiniti onen haben . 

Die Bunde skamme r tri tt fe rner dafür e in ,  daß Ko l lektivverträge 

oder Be tri eb sve re inb arungen ,  di e auf Grund be sondere r ko l lektiv­

ve rtragli Che r Ermächti g��g abges chlossen werden , s teue rli ch ni cht 

nur dann zu be rücksichti gen s ind , wenn sie e ine günstige re Rege­

lung übe r  di e Verrechnung anteil i ger Tagesge l de r  vorsehen . An­

de rnfal l s  be s t eht nämlich di e Gefahr , daß de r Unte rnehme r von de r 

Gewe rkschaft in Zukunft einen so hohen Tagge l ds atz zu zahl en ge­

drängt wi rd , daß die steue rli che Einbuße vorn Arbe i tnehmer wi e de r  

auf den Unte renhmer überwäl t würde ( und die ser sohin e inseitig 

belastet wäre ) . 

Die j ewe i l i gen höhe ren ko l lektivvertragli ch vere inb art en Tagge l­

der müßten d ann natürlich auch für den Unternehme r al s Betriebs­

ausgabe steuerl i ch berücksi chti gt werden . 

Die Bunde skarnme r we ist darauf hin , daß gemäß § 4 9  ASVG die soge­

n��ten Aufwandsentschädi gungen bis zur Höhe der s teuerfre i en 

Sätze be i tragsfrei sind . Wi rd nun wirklich e ine Grenze von S 

240 , - bzw .  S 300 , - ins Ge setz aufgenommen ,  so entst eht in be zug 

auf der. übe r diese Grenze hinausgehenden Te i l  de s Taggel de s  ( ne­

ben de r Einkommensteuerpfli cht ) e ine zusätzl i che Be i t ragspfli cht 

sowohl hinsi cht l i ch de s Diens tnehme r- als auch de s Di enstgeberan­

tei l s  zur Sozialve rsi che r��g .  DL-tiber hinaus sti ege auch die Be­

mes sungsgrundl age für di e Lohnsummensteuer und den Dienstgeber­

bei trag zum Fami l i enlastenausglei chsfonds ( samt Zuschlag ) . 

Zu § 27 Ab s .  1 und 2 :  

Aus "Kul anzgrUnden " ,  um be i Ve rnachläs si gung geringfügiger Zins­

e rträge e ine Steue rve rkUrzung zu verme i den , müßte hier eine ähn-
..", 

li che Bagatel leinkUnfte-Freibe tragsrege lung wi e bei selbständi gen 
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Nebeneinkün�ten von Be zi ehe rn  von Einkünften aus nichtselbständi­

ger Täti gkeit ( §  41 Abs .  2 )  e ingebaut we rden , die al le rdings si­

c he r l i ch e rheb lich darunte r lie gen müßte ( e twa e inschleifender 

Fre ibe t rag von S 3 . 000 , - ) . 

Zu § 28 in Ve rb indung mi t § 1 1 5 : 

S anie rungsmaßnahmen nach § 3 8  Stadte rneue rungsge s e tz , Art . IV des 

Bunde s gese tzes übe r  di e Änderung mi etrechtli che r Vorschriften und 

übe r di e Mi etzinsbe ih i l fe n , BGE 1 . Nr . 40 / 1 9 74 , und § 1 9  des Denk­

malschutzgese tzes sind auf dem Geb iet der Ei��ommensteue r  gemäß § 

1 1 5 EStG 1 9 8 8  nicht mehr anzuwenden . 

Nach di eser Be stimmung sind j ene Aufwendungen , die noch ni cht zur 

Gänze abge schri eben ( ri chti g wäre " abgesetzt " )  sind , nach den 

bishe ri gen Bestimmungen abzuwi cke ln .  

Gemäß § 28 Abs . 3 l i t . c )  s ind Ass anierungsaufwendungen nach Maß­

gabe de s § 3 8  Abs . 2 S t adte rneuerungsgese tz und des § 1 9  Abs . 2 

Denkmal schutzge setz übe r Antrag gle ichmäßi g auf 1 5  Jahre verte il t 

abzuse tzen . Es tritt s omit bezUglich de r Einkommensteuer di e se 

Regelung anstel le de s § 3 8  Abs . 2 StEG , d . h .  daß durch Aufhebung 

des A.rt . !V rU etre c�tsände rungsge setz 1 974 Sanierung smaßnahmen 

nur im \;ri derspruchsve ri'ahren gemäß § 3 8  StEG durchge zogen werden 

können . Eine Au�te i lung auf 1 5  ( al l enfalls 1 0 ) J ahre gre ift nur 

Platz , wenn es sich um Einkünfte aus Vermi e tung und Ve rpachtung 

hande l t , d . h .  werden di e Assanierungsmaßnahmen im Berei che e iner 

anderen Einkunftsart durchgeführt , gil t die normale Ab schre ibung 

auf Bestandsdauer . 

Somit wäre di e fre ifinanzierte Sanierung nach dem vorli egenden 

Entwurf im Bere i ch de s Be tri eb svermögens prakti s ch " tot" , we il 

die se ni cht im Rahmen de r Einkünfte aus Vermi e tung und Ve rpach­

tung e r�olgt . 

De shalb müßte in den § 2 8  e in neuer Abs .  8 e ingefügt werden , in 
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dem di e de rzeit  gül t i ge Recht s l age durch di e Wi ede raufnahme de s 

al ten Abs .  4 ( nunmehr Abs . 8 neu )  wi ederhe rge ste l l t  wird : 

"Einkünfte de r im Ab s .  1 be zei chne ten Art sind Einkünften im S in­

ne de s § 2 Abs .  3 Ziff . 1 - 5 zuzure chner. , s owe i t  sie zu die sen 

gehören . "  ( Zi tat der gel tenden Rechtslage ) .  

Darüber hinaus ist auf di e Übe rgangsbe s timmungen für j ene Bauvor­

haben zu ve rwe i sen , die be re i ts ange l aufen s ind , aber ni cht in 

di e s em J ahr abge schl o s sen we rden können . 

Auße rdem spri cht l i t . 

Übe rbegriff p aßt nicht 

Begri ff de r Assani erung 

c )  von " Assani e rungsaufwendungen" . D i e ser 

auf das Denkmalschutzgese tz , we l ches den 

ni cht kennt . Es so l l te dahe r zutreffend 

von "Aufwendungen" ge sprochen we rden . 

Zu den Begriffen " Instandhal tungs- , Insta..'P).dsetzungsarbe i ten und 

He rste l lungaufw&'P).d" : In den Erl äuternden BemerkUngen wi rd e in De­

fini ti onsve rsuch de r Be�riffe unternommen . Für Instandse tzungsar­

be i t en g i l t  grundsätzlich e ine 1 0- j ährige Aufte ilungsfrist , außer 

be i Finanz i e rung aus der Rückst e l lung . Instandsetzungskosten kön­

nen be i al len Einkunftsarten auf 10 J ahre aufge te ilt abgese tzt 

werden ( si eh § 4 Abs .  1 EStG 1 9 88 ) .  

Der Hers t e l l ungaufwand 

Verpachtung auf Antrag 

se tzt we rden be i 

a )  

kann b e  i Einkünften aus Ve rmie tung und 

glei Chmäßi� auf 1 5  J ahre vertei l t abge-

Aufwen dungen der § §  3 bis 5 de s MRG in Gebäuden , die den Bestim­

mungen de s MRG über di e Verwendung der Hauptmie tzinse unterlie­

gen . Dies bedeutet , daß di ese S teuerbegUnstigung be i Einkünften 

aus Ve rmie tung und Ve rpachtung be i den in § 1 Abs . 4 angeführten 

Mie tgegenständen nicht anwendb ar ist , insbe sonde re bei nach dem 

3 D . J uni 1 9 53 neu e rrichte ten Wohnhäusern und Zweifamilienhäu­

sern ,  egal we l chen Bauj ahres . 
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b )  

Aufwendungen für S anie rungsmaBnahmen , wenn dafUr Darlehen oder 

ZuschUsse nach dem Wohnhauss anierungsgesetz o der nach dem S tart­

wohnungsgese tz gewährt we rden . 

d )  

Assanierungsaufwendungen nach Maßgabe de s § 3 8  Abs .  2 StEG und 

de s § 1 9  Abs . 2 Denkmal schutzgesetz . 

Wenn zur Finanzierung de s He rste l lungsaufwande s e rhöhte Zwangs­

mie ten e ingehoben we rden , dann gilt die Laufze i t  di eser e rhöhten 

Zwangsmi e ten , mindes tens j edoch 1 0  Jahre . 

WUrde di e vorgeschlagene Wie dereinführung de s § 2 8  Abs . 4 ( al te 
Rechts l age ) ni cht Platz gre i fen , dann würde die se Sonderregelung 

im Gegensatz zu den Inst andse tzungsarbei ten nur für die Ein­

kunftsart aus Vermie tung und Ve rpachtung gelten und fUr sämtli che 

ande ren Einkunftsarten 

Abse tzung für Abnutzung 

ange führten Ausnahmen 2 

im Berei ch de s Be triebsvermögens nur di e 

gemäß § 8 - mi t Ausnahme der be i den dort 

% jährl i ch - mit eine r Aufteilungsfri st 

von 5 0  J ahren - möglich s e i n . D ami t  wäre in die s en Fäl len j e de 

Sani e rung unmögli ch und j e de s  Kul turgut akut gefährde t . 

Noc�als ist daher di e  Wi chti gkeit de s Antrages um Wiedereinfüh­

rung des § 2 8  Abs . 4 al ter ReChtslage zu betonen . 

We i te rs wäre im Intere s s e  de r Ve rwal tungsvereinfachung im § 2 8  

Abs . 3 und § 8 Abs . 1 eine klare Bestimmung aufzunehmen , wonach 

bei Ass anie rungsaufwendungen im Sinne de s § 3 8  StEG die se auch 

dann s teuerl i ch gel tend gemacht werden können , wenn ledi gl i ch 

e ine Be scheini gung de r Be zirksve rwaltungsbehörde gemäß § 1 Abs .  2 

StEG erforderli ch ist , s odaS das zei traubende , völl i g  sinnl ose 

Wi derspruchsve rfahren entbehrl i ch ist . 

Zur volkswi rtschaft l i chen Bedeutung der gesamten Probl ematik wäre 
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folgende s anzume rken : Nach der de rzeiti gen Recht s l age bes teht ge­

mäß Art . IV Mi e t re chtsände rungs gesetz 1 9 74 in Ve rb indung mi t § 3 8  

StEG di e Mögli chkeit , di e Kosten de r Sanierung und Mode rnisierung 

von schlecht ausge statte ten Häuse rn  ( Substandardhäusern ) ,  wenn 

sämtli che Wohnungen sani e rt we rden , be i "EinkUnften aus Vermie­

tung und Ve rpachtung " auf 1 0  J ahre s tat't au:f' die normale Rest­

nutzungsdauer aufzute i len , bzw . be i "Einkünften aus Gewerbebe­

tri eb "  die Abschre ibung zu SO % im Jahr de r Herste l lung und die 

Auf te i lung de r re stlichen SO % auf die fo lgenden 5 J ahre vorzu­

nehmen . 

Würde die S ani e rung einer großen Anzahl von Bauvorhaben bei Ent­

fal l  de r steue rlichen Anre i ze unterb le iben , wäre auf Grund e iner 

Umfrage der Bunde sinnung de r Immobi l i en- und Ve rmögenstreuhände r 

e in j ährl c ihe s Inve stiti onsvolumen von c a .  3 , 7  bis 4 , 2  Mrd . S 

j ährlich bzw .  die Beschäft i gung von 3 b is 4 . 000 Arbe i tnehmern im 

Baugewerbe bzw .  Baunebengewe rbe gefährde t .  

Wei t e rs ist die vorgesehene Formulierung im § 2 8  Abs . 6 unklar 

und sch�ft auße rordentl i che Abgrenzungs- und Administrationspro­

bleme . Insbe son de rs müßten Annuitätenzuschüsse nach den Wohnhaus­

sani e r��gsvorschri ften , die nicht ge trennt nach Instandhal tungs­

und He rste l lungsaufwand , sondern für al le Sani e rungsarbe i ten ge­

w��rt we rden , in e inen Te il bet reffend Herste l l ungskosten und e i ­

nen ande ren Te i l  be treffend Instandhaltungs- o der Instandset­

z��gsaufwe ndungen ge trennt we rden . Übe rdi es s teht di e e ffektive 

Höhe des Annui tätenzuschusses erst nach der Endabrechnung der 

Aufwendungen fe s t ,  sodaß unklar ist , wie hier be i Akontozahlungen 

an die Pro:f'e s si oni sten in den vorangegangenen Jahren be i der KUr­

z��g de r Zehntel- bzw. FUn:f'zehnte lbet räge vorzugehen wäre . Zur 

Au:f'recht e rhal tung der b i sher ge l tenden Praxis wi rd vorges chlagen , 

daß de r zwe i t e  Satz di eses Ab satze s zur Gä�ze entfal len soll une 

di e Formuli e ��g dann wi e fo lgt he ißen müßte : " Zuwendungen aus 

öffent l i c hen Mi tte ln , di e § 3 Ziff . 6 entsprechen , stel len steu­

erpfli cht i ge Einnahmen dar . "  
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Während für Instandse tz��gs- un d  Instandhal tungsarbe i ten di e 

L�ertragung de r Ab se tzung auf den Erwerb auch von Todes wegen 

mö g l i ch ist , schließt § 28 Abs .  3 letzter S at z  di e Übertragung 

be im He rste l lungaufwand aus . Daraus können katastrophale Folgen 

im Zuge e ine r vom Erblas ser vorgenommenen Sani e rung entstehen . 

Jede größere Sani e rung , die über die bloße Ins tandhal tung oder 

Instandse tzung hinausgeht , würde dadurch unmög l i ch we rden , da das 

Todes fal lsrisiko und die in di esem Fall e intre tenden Steuernach­

zahl ungen ni cht kalkuli erbar sind und somi t j e de Sanierung e in 

steuerliche s ale atori sches Glücksspiel wird . Es gibt auch ke iner­

lei recht spo l i t i schen Grund , den Erben e ines s anie rungswi l li gen 

Ei gentümers derart zu bestrafen . Es ist da�er e ine Glei chstellung 

anzustreben und s i nngemäß e ine Wie dere inführung des letzten Sat­

zes im § 28 Ab s .  2 ( neu ) vorzunehmen . 

Be i Instandse tzungs- und Herstellungsau�wendungen kann der Nach­

erwe rbe r di e restli chen Teilbe t räge ( Absetzbe t räge ) ni cht ge ltend 

machen . Darüber hinaus finde t e ine Nachve rs teuerung beim Vore i­

gentUmer auf das Maß de r "normalen" Absetzung (.Abschreibung für 

Abnutzung ) stat t . D i e se Regelung ist zu s t re ichen , denn sie be­

deutet ni chts ande re s , al s daß im Fal l e  jedweder Übe rtragung un­

ter Lebenden de r b isher genossene Steuervort e i l  nachzube las t en 

ist . Der Ministeri alentwurf sche int in se iner panischen Angst vor 

spekul ativer Ausnützung von Steuervorteilen mi t dieser Bestimmung 

zu we i t  gegang en zu se in . Da Instandse tzungs- o der Herste llungs­

kosten nunme hr sowi e so auf 10 bzw .  15 Jahre g l e i chmäßi g verteilt 

abge setzt werden können und der Nacherwe rber ( außer im Fall des 

Erwe rbs von Todes wegen ) so wie bisher ohne di e s  den S teuervort e il 

verliert , i st j eder wirtschaft li che Anreiz der vorzei ti gen Veräu­

ße rung e ine s i nst andgese tzten oder sanierten Gebäudes weggefal­

len , zumal j a  in der Regel s olche Häuser während des Absetzungs­

zei traume s vol lkommen e rt ra�l os sind . Die mi t dieser Bestimmung 

vorgesehene EinfUhrung einer praktisch 1 0- bzw .  1 5- j ähri gen 

Sperrfrist i s t  ab solut wirtschafts- und e�eue rungsfeindli ch und 
- '  

ist im Zusammenhang mi t den ohnedies verschäften Bestimmungen des 
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§ 30 ( Spekulati onsge schäfte ) übe rflüs si� une übe rzogen . Offenbar 

wird von der l aten ten Unre chtsvermutung ausge gangen , daß j e de 

Übertragung unte r Lebenden st euerspekulativen Charakter hat . Di e­

se Anna�e i st durch ni chts ge re chtfe rt i gt . 

Ungerechtfertigt ist schließli ch auch di e Regelung , daß bei einem 

Erwe rb von Todes wegen di e Abse tzung begünstigt e r  Herstellungsko­

sten gemäß § 28 Abs .  3 j edenfalls ve rloren s e in soll , wenn sie 

nicht in Zehntel-Beträgen abgese tzt we rden konnten , während die 

Zehnte l-Absetzungen nur zustehen sol l en , wenn der Rechtsnachfol­

ger de r AfA-Berechnung ni cht di e Anschaffungs- ode r  Herstellungs­

kosten , sondern den Einhe i tswert zugrunde l e gt . Maßnahmen zur Ve r­

hinde rung von Doppel abse tzungen e ine rseits durch We i te rfUhrung 

de r vom ve rstorbenen Recht svorgänge� begonnenen Zehntel-Abse tzun­

gen , andere rse its durch di e AfA von den fiktiven Anschaffungsko­

sten im Zei tpunkt des unentge l tl i chen Erwerbs , s ind sicher be­

rechtigt , doch schi eßt di e Regelung dann übe r das Ziel , wenn die 

bishe r ri chti ge AfA-Grundl age de s Rechtsvorgängers wesentlich h ö­

he r war al s de r Einhe i t swe rt . Die Möglichke i t  de r ArA von den 

fiktiven Anschaffungskosten im Ze itpunkt des unentge l tli chen Er­

werbs i s t  aber auch kein gee i gne ter Ersatz für die entfal lenden 

Abse tzun�en im Sinne de s § 28 Abs .  2 und 3 ,  da l e tzteren vielfach 

entsprechend ze i t liCh begrenzte Mie tzinserhöhungen gegenüberst e­

hen , was selbst be i Bildung steuerfreier Beträge gemäß § 2 8  Ab s .  

5 zu nicht ausgle i c hb aren Steuermehrbelastungen gegenUbe r der 

FortfUhrung der be günsti gten Absetzungen fUhrt . Es müßte dahe r 

genügen , dem Recht snachfo lge r für den Fall de r We iterfUhrung von 

Abse t z��gen g emäß § 2 8  Abs . 2 und 3 die Bindung an die ArA-Grund­

lage de s Recht svorgängers aufzue rlegen . 
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Zu § 2 9  Ziff . 1 :  
Die Subsumie rung von Rentenzahlungen aus Versi che rungen unter den 

de rze i ti gen Wortlaut de s § 2 9  i st nicht sachgerecht , we il es sich 

ni cht um die Hingabe e ines zu bewertenden Wi rtschaftsgutes , son­

de rn e inen be i Rentenbeginn genau fes tstel lbaren Kapi talbetrag 

hande l t . 

In § 2 9  Ziff . 1 müßte dahe r de r Zusatz aufgenommen werden , daß 

Rentenzahlungen aus Versi che rungen e rst dann steue rpfl i cht i g  

sind , wenn di e Summe de r gel e i ste ten Rentenzahlungen das ge­

schäftspl anmäßige Deckungskap i t al be i Rentenbe g inn Ube rstei gt . 

Dami t wi rd e rre i cht , daß l aufend wi ederkehrende Renten aus e inem 

Versi cherungsvertrag steuerli ch g l e i ch behande l t  werden wie e ine 

zu Rentenbeginn e rhal tene Rentenab l öse . 

Zu ' § 30 : 

Die Spekulati onsfri st fUr Liegenschaften wird auf 1 0  Jahre e r­

höht . Flir Gebäude , we l che ve rmietet oder verpachtet werden , er­

höht si ch prakti s ch di e Spekulati onsfrist auf 1 5  Jahre , da die se 

Ve rlänge rung dann vorgesehen i s t , wenn Ins tandsetzungskosten in 

Tei lbe trägen gern . § 28 Ab s . 2 ( auf 10 J ahre ve rtei l t ) abgesetzt 

we rden . 

Die Vermie ter haben also künftig e rhebliche Verschle chterungen zu 

e rwarte n . Einersei t s  s ind s chon di e Instandse tzungsaufwendungen 

ni cht mehr wie bishe r sofort ab schre ibbar , sondern es e rhöht si ch 

auch noch di e Spekulati onsfrist auf 15 Jahre . 

Nach den Erläuterungen i s t  der Ab s . 4 des § 30 so zu interpretie­

ren , daß eine Spekulat10nsbesteuerung fUr herge s te l l te Gebäude 

unte rb l e ib t  ��d e ine derarti ge Besteuerung nur fUr angeschaffte 

Gebäude gi l t . We i te rs liegt e ine ti efgre ifende Ungere chtigke i t  

de s Spekul ati onstatbe s tandes darin , daß den Anschaffungskos ten 

nach Lehre und Rechtsprechung l e di gl i ch der Ve räuße rungswert ver­

mindert um die Werbun gskosten de s Verkaufe s gegenUbergestel l t  
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we rden kann . Laufende Kosten we rden ni cht berücksi chti gt . Bei­

sp iel : Anschaffung eine s Geb äude s um S 2 Mi l l ionen , j ährli che 

Kre di tzinsenbe las tung S 1 50 . 000 , - ,  Ve rkauf de s Gebäudes nach 4 

J ahren um S 2 , 600 . 000 , - ; di e s  e rgibt e inen Spekulationsgewinn von 

S 500 . 000 , - obwohl dem Erl ös _�schaffungskosten von S 2 , 000 . 000 , ­

und Zinsen von S 600 . 00 0 , - gegenUbe rstehen . Dennoch s ind vom 

" Spekulat i onse rl ös " ( in die sem Be i spiel S 600 . 000 , - )  die Abgaben 

zu entri chten . 

Die Verlängerung der Spekul ati onsfri sten verschärft noch das vor­

ha�dene Prob lem . 

Zur Fri s tverlängerung auf 1 5  J ahre wird noch angemerkt , daß be­

re i�s durch ge ringfügige Inst andse tzungsaufwände die ser längere 

Beobachtungsze itraum he rvorge rufen wird . Wird e in Haus gekauft 

und we rden be i spi e l swe ise vier Fenster erneuert und erfol gt der 

Ve rkauf 1 2  J ahre nach de r Anschaffung , so ist nunmehr be re i t s  e in 

Spekulati onsgeschäft gegeben . 

Die vorgesehene Formulierung bedeutet darüber hinaus e ine EG­

fe indl iche und somi t unve rständliche Regelung , we il in den me i­

sten E G-Ländern , wi e z . B .  in de r BRD , hiefür eine zwe i j ährige 

Spekulati onsfrist im Einkommensteue rrecht verankert ist . 

Es liegt ansche inend die Abs i cht vor , Ve räuße rungen de s privaten 

Ve rmögens grundsätzlich steue rlich zu e rfass en und s omi t t e i lwe i­

se zu ent e i gnen . 

Auch soll  schon die Ände rung fUr Ve räuBerung svorgänge nach dem 

3 1 . 12 . 1 9 8 8  zur Anwendung gelangen . Durch diese rückwi rkende Gel­

tung würde e in " spekul ativer" Veräußerungsgewinn , der de rze it 

nicht de r St eue rpflicht unte rli egt , nachträglich dieser unterzo­

gen we rden . 
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Zu § 3 1 : 

Die Aus dehnung de r Steue rpfl i cht auf di e Ve räußerung von Zwergan­

te i len ( unter 1 % )  wi derspri cht dem Ve re�nfachungsgrundsat% und 

so l l te daher entfal l en .  

Eine we i tgehende Verschlechterung mi t wei �eren negativen steuer­

recht lichen Fo lgen stel l t . di e Ände rung ce s § 3 1  Ab s . 1 dar , wo­

nach ab 1 9 89 schon e ine wesent li che Be te�ligung , deren Veräuße­

rung steue rpfli cht ist , be i mehr als 1 0  % - gegenüber bi sher 25 % 

- angenommen wird . D ami t  würde z . B .  e ine Ve rschl e chterung ftir di e 

vi elen Fami lien-Ge s . m . b . H .  de r Fremdenve rkehrswirtschaft eintre-

ten . 

Die Erläute rungen dazu we i sen im Zusammer_�ang mi t dem neuen Kör­

persch aftsteuert arif darauf hin , daß ni ch� ausge schUtt e te Gewinne 

zuminde st be i de r Veräuße rung der Be te il�gung e rfaßt werden sol­

len . Steuersystemati sch kann es s ich dabe � nur um e ine Erfassung 

mi t de r halben Einkommensteuer hande ln , wel che auch im Fall der 

Gewinnaus schüttung entri chtet werden müßte . 

De shalb kann auch di e im § 37 Abs . 2 Ziff . 1 vorge sehene "Sperr­

fri s t "  von si eben Ja.."lren zu e iner ungere::htfe rti gen , Uberh5hten 

Be steuerung führen . Im Fal l  von Ante i l sveräußerungen während die­

se r si eben Jahre wäre vom Ve räuße rungsge_�nn di e vol l e  und nicht 

nur die halbe Einkommensteue r zu entri chte� . D ami t  würe das Halb­

sat zve rfahren in einem we sentlichen Punkt _i eder durchbrochen. Es 

käme neuer2i ch zur Doppe lbes teuerung : V: :le Körpers chaft steuer 

��d vo l le Einkommensteue r  vom Ve räußerungsgewinn . 

Zu den § §  33 und 34 : 

Die Neure ge lung de s Einkommensteuertarifes i s t  grundsätzlich po­

si tiv zu beurte ilen . 

Die Frage de r Be rUcksi chti gung von Fami2i enmi tgli ede rn , wi e ins­

be sonde re Kinder , i s t  j edoch nicht be fr� edi gend ge re gelt , wenn 
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auch de r Kinde rzuschlag von S 600 , - auf S l . 8 00 , - e rhöht werden 

so l l . S l . 80 0 , - bedeuten pro T ag S 4 , 9 l , wenn dazu noch die Fami­

li enbe ihi l fe von rund 5 40 , - gerechnet wi �d , so beträgt di e För­

de rung de r Kinde r nicht einmal 5 45 , - /Tag .  Wie in de r 5teue rre­

formkommi ssion wie de rho lt fes tgeste llt wurde , machen die Mindest­

kosten für die Ve rpflegung p ro Tag 5 57 , - aus , di e Gesamtkos ten 

pro Kind rund 5 1 2 5 , 80 .  Es l i e gt da�e r e ine nicht unwe sentli che 

Unte rde ckung vor . Es wäre dahe r zwe ife llos gere chtfert i gt , die 

Fami li enförde rung wenigstens mi t dem Be t�ag abzuge l ten , der für 

den notwendi gen Nahrungsbe darf ausgelegt wird . 

Zu beme rken ist auch noch , daß die gewi chte te Umsatzsteuerbe la­

stung für die Minde stkosten für e in Kind rundS 6 . 074 , - / J ahr be­

tragen . Es wäre dahe r angebracht , daß wenigstens die Umsatzsteu­

erbe l as tung für den notwendigen Unterhal t refundie rt wird , d . h . , 

de r Ab se t zbe trag pro Kind müßt e  S 6 . 000 , - bet ragen . Im Hinblick 

auf die budgetäre Lage wird man jedoch vorerst si che rlich e ine 

Zwi schenstufe e inschal ten müs sen , di e derse lben Entlastung wie 

!Ur den Ehe gatten ( 5  4 . 000 , - )  entspri cht . 

Im übrigen wäre e s  zwe i fe l l os s innvoll , den Kinde rzuschlag vom 

All e inve rdi ener- bzw .  Al le inerhal terabsetzbe t rag abzukoppe ln . Die 

Aufwendungen fal len be im Unte rhaltsve rpflichtet en unter al len Um­

stä�den an . Diese r  Be trag wäre dahe r ,  wenn auch nur e inmal , unter 

al len Umständen zu gewähren . Das Einkommensteu� rgesetz geht näm­

l i ch vom Grundsatz de r Berück s i cht i gung der Bee inträch t i gung de r 
wirt schaftli chen Le is tungsfähi gke i t  aus . Unterhal tsve rpflichtun­

gen b edeuten immer e ine Bee inträchtigung gegenüber denjenigen , 

di e ke i ne haben .  Dahe r müßte die s em Grundsatz entsprechend immer 

die se r Be t rag gewährt werden , wenn al le gl e i ch behande lt werden 

sol len und kein Kind be sser be rücksi chti gt we rden soll . 

Ähnli che s g i l t  auch für di e Frage de r auße rgewöhnl i chen Be la­

stung . Die de rze i t  vorgesehene radikale Lösung geht zu we it . Es 

so ll ten selbstve�ständli ch Kinde r  aus einer ge schi edenen Ehe im 
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Hinb l i ck auf den zu l e i stenden Unterhalt auch entspre chend be­

rücks i chti gt we rden , jedoch nur in Höhe de s Kinde rabse tzbe trages . 

Das gle iche g i l t  fUr Al imente an den ge schiedenen Ehe gatten , be i 

denen dem Unterhal t sverpfl i chte ten e in Be trag von S 4 . 000 , - zu­

kommen sollte . Nur dadurch e rfo l gt eine Gleichstellung .  

Zu § 3 3  Ab s .  4 :  

Nach dieser Bes timmung ist "Al l e inverdi ene r" e in S teue rpfli chti­

ge r ,  de r zu Beginn des Veranlagungsze i traumes o de r  mindestens 4 

Monate im Ve ranl agungsze i traum ve rhe i rate t war und de ssen von ihm 

nicht daue rnd getrennt lebende r Ehegatte Einkünfte von höchstens 

S 10 . 000 , - j ä�rl i ch erzie l t . In we i te rer Fo lge wird sodann die 

Grenze de r Einkünfte , di e fUr den � leinve rdiener unschädli ch 

ist , mi t S 20 . 000 , - bzw .  S 40 . 000 , - fe stgesetzt . In die sem Zusam­

menh�,g bietet s ich aus Gründen der l e i chteren Verständlichke it 

eine anal oge Formuli e rung im § 57 Ab s .  2 an, wodurch dann de r 

Halb satz " • • • de ssen von ihm ni cht daue rnd ge t rennt lebende Ehe­

gatte EinkUnfte ( §  2 Ab s .  3 )  von höchstens S 10 . 000 , - j ährli ch 

e rzi e l t "  Ube rflUss i g  ist . 

Darübe r hinaus sche int di e Einschrä��g ,  daß de r Ehegatte im 

Rahmen der Grenzen von S 20 . 000 , - bzw.  von S 40 . 000 andere Ein­

künfte al s E�erbseinkUnfte von höchstens S 1 0 . 000 , - erzie len 

darf , al s nicht gerechtferti gt ; im be sonderen stel l t  dies e i ne 

Schlechterstel lung vor · al l em der Einkünfte aus Ve rmi e tung und 

Ve rpachtung s owi e Kapitalve rmögen dar . 

Zu § 34 : 

Legis t i sch verfehl t ersche int die Neugestal tung de s § 34 , da di e 

al lgeme in geltenden Vorausse tzungen , di e aus dem derzei tigen 

Recht Ube rnommen wurden , kaum mi t den vorge sehenen AusschlUssen 

(Abs . 7 und 8 )  sowie erwarteten Einschränkungen ( He i ratsgut ) in 

Einklang zu bringen sind . Es ist kaum zu erwarten , daß die Be­

st immung verfassungs rechtlich unangefochten bleibt , wenn de jure 
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oder de fac to Aus schlüsse be i Aufwendungen vorge sehen sind , auf 

die j edoch die vom Ge setz gefo rde rten Vorause tzungen zutreffen . 

Zu § 34 Ab s .  8 :  
Der Umstand , daß e igene Be rufsausbildungskosten nicht mehr abge­

zogen we rden können , ist bedaue rl ich , da sich insbe sondere auch 

aus de r Annähe rung an die Europäi schen Gemeinschaften e in e rhöh­

ter Aus- und We ite rb i l dungsbedarf e rgeber. wi rd . Auch im Be rei ch 

de r Wi rt schaft sfö rde rungsinsti tute wi rd sich di e s  voraussi chtlich 

negativ auswirken . 

Zu § 37 : 

Der Begri ff de r außerordent li chen Einkünfte , für die e in ermäBi g­

ter Steue rsatz angewendet we rden kann , wird wesent l i ch e in ge­

schränkt , indem di e taxativ aufgezählten außerordentl i chen Ein­

künfte di e Einkünfte , we lch di e Entlohnung für e ine Tätigke it 

darste l l en ,  di e si ch übe r  mehre re J ahre e rs t reckt , nicht mehr 

enthal ten . Übe rdie s  wi rd be i den verbleibenden außerordent li chen 

Einkünften eine 7- j ährige " Sperrfris t "  vorgesehen . Mi t di eser 

Neuge s t al tung unte rfä�rt de r Entwurf die Entsche i dung de s Ve rfas­

sungs geri chtshofs , de r di e se inerze itige ausdrückli che Bestim­

mung , daß Einkünfte ,  auf die die festen Steuersätze des § 67 an­

zuwenden s ind , ni cht nach dem e rmäBi gten S t euersatz nach § 37 

ve rsteue rt we rden können , al s ve rfassungswi drig aufgehoben hat . 

Es hande l t  sich dabei vorwi egend um sogenannte Pensi onsabfindun­

gen . 
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Di e Einführung e iner siebe n j ährigen Behaltefrist als Vorausset­

zung de r be güns ti gten Besteue rung insbe sonde re von Veräußerungs­

gewinnen , die nach de r Übe rgangsbe stimmung be re i ts be i Ve räuße­

rungen im J ahre 1 9 8 9  anzuwenden i st , wi derspri cht für bisher 

stattgefundene Erwe rb svorgänge eklatant dem Grundsatz von Treu 

und Glauben , da man auch be i vorsichtige r  Beurte ilung so lcher Er­

we rbe ni cht mi t eine r Ve rdoppelung de r Steuerbe las tung im Fal le 

e iner Ve räuße rung rechnen konnt e .  Es i5t daher unbedingt e ine 

Verkürzung die ser Fri st von sieben auf höchstens fünf Jahre zu 

forde rn . Zuminde s t  wäre im Rahmen de r Übe rgangsbestimmung unbe­

dingt die Anwendung dieser Befristung nur auf s o l che Erwerbsvor­

gänge vorzusehen , die ab 1 9 8 9  ge tät i gt we rden . 

In die sem Zusammenhang i st fe stzuhalten , daß di e gesenkten S teu­

ersätze be i we item ke ine Kompensati on �Ur di e Mehrbelas tung von 

Veräußerungensgewinnen und dgl . be i kürzerer Behal tefri st dar­

stel len . 

In Abs . 4 Ziff . 3 werden Fre iantei l e  auf Grund e iner Kapitalerhö­

hung nach dem Kapi talberichti gungsgesetz in Hinkunft nach Auslau­

fen de s " steuerli chen Kapi talbe ri chtigungsgesetzes" anal og zu Di­

vi denden mi t dem halben Satz besteuert . Es wäre anzustreben , daß 

fUr sol che Fre iante ile künftig ni cht nur de r halbe Steue rsatz , 

sonde rn  ent sprechend der de rze i tigen ReChtSlage vol l e  Steuerfrei­

he i t  gewährt wird , da Kapitalbe ri chtigungen wirtschaftl i ch be­
trachtet mi t .Re ingewinnausschüttungen nicht vergle ichbar sind , 

di e Fikt i on de r "Doppelmaßnahme " in der Steuerrechtslehre schon 

imme r umstritten war und an s i ch e rwünschte Kapi t alberichtigungen 

ni cht durch e ine Besteuerung be im Anteil seigner e rschwert bzw . 

ve rhindert we rden sollten . 

( Im üb ri gen wird a� die Aus fUhrungen zu § 3 1 , le tzter Ab satz 

ve rwiesen . ) 

Zu § 38 : 

Bedenkli ch ersche int die Unt e rsche idung zwi schen ( be günstigten ) 
--

Einkünften aus de r Ve rwertung von Patentrechten und ( nichtbegUn-
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sti gten ) Einkünften aus der Ve rwertung von Urhebe rrechten , auch 

wenn die se Maßnahme im Arbe i tsUbe re inkommen ihre Deckung finde t . 

Zu § 3 8  Ab s .  4 :  

De r le tzte Satz gehört ge strichen . Es ist unzumutbar und sinnl o s , 

für j ede s J ahr aufs neue e inen Nachwe is erbringen zu müssen ( z . E .  

Jahr für Jahr Vorlage eine s Patentre gis terauszuge s ) . 

Zu § 41 Abs .  3 :  

Der Fre ibe trag wurde prakti s ch in eine Fre igrenze mi t Einschle if­

be s t immungen umgewande lt . Das bedeute t ,  daß Zusatzeinkünfte zwi­

schen S 1 0 . 00 0 , -- und S 2 0 . 000 , -- von exorbi tanten Steuerbe trägen 

erfaßt sein we rden . Di e gewerbliche Wirt sch�t ist von die ser Be­

stimmung praktisch zwar kaum be troffen , dennoch e rsche int di ese 

Regelung völ li g  unvers tändlich. 

Zu § 46 : 

Es i st übe rhaupt ni cht e inzusehen , daß die e inbehal tene Kapi tal­

e rt ragsteue r ,  die auf kapi talertragsteue rpflichtige EinkUnfte un­

ter dem Veranl agungsfreibetrag entfäl l t , ni cht auf di e Einkommen­
steue rschul d angerechne t wi rd . Auch ist e s  gle ichhe i t swi dri g , daß 

steuerabzugspfli chti ge Kapitale rträge und die darauf e inbehal tene 

Kap i t alert ragsteue r - als eine Form de r Einkommensteuer - steuer­

li ch ande rs behande l t  werden als andere Einkünfte .  

Ferner sol l te di e Übergangsregelung im § 1 2 8  Ab s . 3 ,  wonach die 

Kapi tale rtrag steuer auf b i s  zum 31 . 1 2 . 1 9 88 einkommensteuerbefrei­

te Einkünfte gern . § 27 Ab s . 5 und § 2 7  Ab s .  6 Ziff . 3 EStG 1 972 

ni cht auf die Einkommensteuerschul d angerechne t  wird , fallenge­

las sen we rden . 

Zu § 54 : 

Obwohl e ine Senkung de r Einkommensteue rsätze erfol gt , werden di e 

Hinzurechnungsbeträge um 1 4 , 9 2 % ( von S 1 . 74 2 , -- auf S 2 . 002 , -- )  

bzw .  2 3 . 2  % ( von S 3 . 25 0 , -- auf S 4 . 004 , -- )  e rh öht . 

34/SN-127/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)56 von 74

www.parlament.gv.at



· ", 

Sei te 5 5  

Zu § 5 5 : 

Intere ssant wäre zu wissen , warum die Kosten �ür e ine Neuausstel­

lung de r Lohns teue rkarte durch di e Geme inde von S 20 , -- auf S 

50 , -- ( S te i g�rung um 1 5 0  % )  angehoben werden . 

Zu § 6 7 : 
Ande rs als nach der de rze i t i gen Recht s lage ge l ten �tir die festen 

Steuersätze al s Kinder ni cht nur die auf de r Lohnsteue rkarte e in­

ge tragenen Kinder im Sinne de s § 106 ES tG , sonde rn al le , für di e 

de r Arbe i tnehmer gesetz l i ch Unterhal t zu l e i sten hat . Diese Rege­

lung , di e offenbar di e we g�al lende Möglichke i t ,  Unterhal tslei­

stungen al s außergewöhnli che Be l as tung gel tend zu machen , kompen­

siert , ist in de r Praxis undurch�Uhrbar , da es kaum zumutbar ist , 

daß de r Dienstnehmer die Unterhal tsp�li cht für Kinder , die vom 

§ 106 nicht e r�aßt sind , nachwe i s t . Es müßte somi t zumindest e in 

Verme rk au� der Lohnsteue rkarte Ube r  Antrag vorgesehen werden . 

Nach wi e vor unbe�ri edigend ist die sachlich unve ränderte Einbe­

zi ehung von Pensi onsab �indungen in den Abs . 8 .  Mag es noch zu 

recht�ertieen se in , daß Pensions ab�indungen ,  die unmi ttelbar nach 

Beendi gung de s Dienstverhäl tni sses ausgezahl: we rden , mi t dem Be­

l as tungssatz für den le tzten l aufenden Bezug ve rsteuert werden , 

so i st es ka�� zu re ch�fe rt i gen , wenn auf Abfindungen für künfti­

ge Pensi onen de r Belas tungssatz e ine s vi e l le i cht schon J ahre zu­

rückl i e genden le tzten l aufenden Arbe i tsbezuge s anzuwenden i s t . 

Die unge reChtfe rti gte Be st eue rung i s t  umso eklatante r ,  je größer 

di e Di�ferenz zwi schen l e tztem l aufenden Arbe i t s l ohn und der der 

Ab�indungsberechnung zugrunde gelegten Pension i s t . 

Zu § 67 ( sonstige Be zUge ) :  

Die steuerli che Be l as tung de r Unternehmer mit j ener de r Unse lb­

ständi gen im Einkommenspi tzenbere i ch vergle ichen d ,  kommt di e Bun­

de skammer zu dem Schluß , daß di e größten Nutzni eßer der Einkom­

mensteuerreform di e gut und sehr gut ve rdi enenden Unselbs tändigen 
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sind : D a  s owohl di e Steue rbe günst i gung de s sogenannten 1 3 . und 

l � . Monat sgehalts al s auch jene de r Ab ferti gung aufrecht ble iben 
\ 

sol len , be t rägt de r ab solute Spi tzenst euersatz be i Jahreseinkünf­

ten von mehr al s 700 . 000 , -- S chi l ling bei Unse lbs tändi gen nicht 

etwa , wi e man bei obe rfl ächliche r Be trachtung annehmen könnte , 50 

% sonde rn  42 % :  

monat l i cher Mehrbezug : 

Jahre smehrbe zug : 

Grenzsteue rbe las tung : 

a )  ohne Kinder : 

1 . 000 S 

1 4 . 000 S 

5 0  % von 1 2 . 000 S ,  d . s .  6 . 000 S 

6 % von 2 . 000 S ,  d . s .  1 20 S 

6 . 120 S 

J • 

( =43 , 71 von 14 . 000 

b )  mi t 2 Kinde rn :  

c )  mi t 3 Kindern : 

5 0  % von 1 2 . 000 S ,  d . s .  6 . 000 S 

1 % von 2 . 000 S ,  d . s .  20 S 

6 . 020 S 

( =43 % von 14 . 000 

50 % von 12 . 000 S ,  d . s .  6 . 000 5 

o % von 2 . 000 5 ,  d . s .  

Rechne t man , um die steue rl iche Entl astung de r Abfert i gung zu e r­

fas sen , den Ante i l  e iner J ahre sabfe rti gung .nach 25 J ahren hinzu , 

reduzi ert di es di e Grenzst eue rb e l as tung zusätzl i ch um e twas mehr 

al s e inen Pro zentpunkt . 
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Zu § 6 8 : 

Die Übe rs tundenre ge lung de s § 68 Abs . 1 müßte deut l i cher gefaß t  

we rden . Statt "mi t di esen Zuschlägen zusammenhängende Übe rstun­

denzuschläge " müßte e s  he i ßen "Überstundenzuschläge für 

Sonntag s- , Fe ie rtag s- und Nachtarbe i t " , auße rdem so l l te statt de s 

Wortes "Fei ert ag s zuschläg e "  de r Ausdruck "Ent ge l t  :für Feiertags­

arbeit im S inne de s § 9 Ab s .  5 Arbe i tsruhege se tz "  verwendet wer­

den .  Dies de shalb , we i l  sogenannte Feiertagszuschläge im Bere i ch 

de r gewe rb lichen Wirt schaft unüblich sind . 

Sinnvo l l  wäre e s , di e Befre iungsbe st1mmung auf Zuschläge für 

Übe rs tunden aus zudehnen ,  di e an Sonntagen , Fe i e rtagen und in der 

Nachtzeit ge l e i stet werden . 

Die Fremdenverkehrswirtschaft ist der e inzi ge Wirt schaftszwe i g , 

be i we lchem aufgrund de s Arbe i ts anfal les e inerse i t s  und des Ar­

be i tskräftemange l s  ande re rse i ts 30 - 40 Übe rstunden im Monat das 

Normal ausmaß b i l den , so lange e s  ke ine generel l en Durchrechnung s­

mögli chke i ten de r Arbe i tszei ten gibt . 

Die fas t völ lige Stre i c hung de r Überstundenbegünstigung wi rd die 

Fremdenverkehrswirtschaft von all en Wirtschafts zwe i gen si cherli ch 

sm härtesten zu spüren bekommen . 

Die ' Fremdenverkehrsunternehmen werden aufgrund der anfall enden 

Übe rs tundenbesteue rung mi t massivem Lohndruck zu rechnen haben . 

Bei den in di eser Branche vie lfach übli chen Ne ttolohnvere inbarun­

gen wi rd di e s e  Belas tung unmi ttelbar auf die Unternehmer rUckge­

wälzt . 

Zudem bringt die Schaffung von zwei Kategori en von Übe rstunden -

Überstundenzuschläge - in Zus ammenhang mi t Sonn- , Fe iertags- und 

Nachtarbe i t  und normal e 50 % i ge Übe rstundenzuschläge - Zurech­

nungsprob leme mi t e inem gewal ti gen Ve rwal tungsaufwand . 
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Zu § 6 8  Ab s .  7 :  

," . 

Die Be ibehaltung di eser schon im bishe ri gen Recht vorhandenen Be­

stimmung wi rkt be s onde rs p rovokant , da ansonsten al le Gruppen von 

Abg abepfl i chti gen irgendwe l che Steuervorteile preisgeben müs sen . 

Das Be tri ebs räteprivileg sol lte daher j e denfal l s  beseitigt wer­

den .  

Zu § 6 8  Ab s .  7 ,  3 .  Punkt : 

D i e se Be stimmung wäre auf die Tatbestände des Urlaubs und de s 

Fe i e rt age s aus zudehnen ,  we i l  § 6 Urlaubsgesetz , BGE1 . Nr . 3 9 0 / 7 6  

un d  § 9 Arbe i tsruhe gesetz , BGE1 . Nr . 1 44/ 83 , ebenso wi e i m  

Krankhe i t s- bzw .  Unglücksfall das Ausfal l sprinzip für di e Arbe i t­

gebe r ve rbindl i ch normie rt haben und e s  eine unsachli che D iff.e­

renzierung wäre , diese Tatbe s tände abgabenrechtl i ch anders al s 

den Krankhe i tsfal l zu behande ln . 

Im übri gen entspri cht nach unserer Kenntnis diese Anregung auch 

de r herrschenden Ve rwal tungspraxi s .  Das gle i che gilt e inge­

schränkt auf di e Feiertage auch für di e Weitergewährung de s Ver­

kehrsab s e t zbe trages nach § 1 6  Ab s . 1 Ziff . 6 le tzter Satz , we s­

halb angere gt wird , di e dort i ge Aufzählung um den Tatbe stand 

" Fe i e rt ag" zu e rgänzen . 

Zusammenfas send muß somi t befürchtet werden , daß die Bereitschaft 

zur Übe rs tundenle i s tung im Hinb l i ck auf die geänderten steuerli­

chen Verhäl tni s se stark in Mi t l e i denschaft gezogen werden wird ; 

und di e s  in de r Regel , ohne daß die Eins tellung zusätzliche r Ar­

be i tskräfte in Betracht kommt . Ferner kann die sich e rgeben de 

Verringe rung de s Ne ttoe i nkommens zu einer Verschärfung von be­

tri eb li chen ode r auch übe rbe trieb l i chen Lohn- und Gehalt sforde­

rungen fUhren. Die in Rede s tehende Neuregelung stellt somi t 

ni cht nur für di e Arbe i tnehmer , sonde rn auch für die Arbe i tgeber 

eine e rhebli che Belas tung dar . 
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Aus arbe i tsrechtl i che� S i cht wird hie zu noch fo lgendes vorge­

bracht : 

Zu § 6 8  Abs . 4 li t .  f ) und Abs .  5 li t .  f ) : 

D i e se Formulie rung ,  mag sie auch aus dem geltenden Recht Ubernom­

men worden sein , i st arbe itsrechtli ch völlig mißlungen . Eegriff­

l i ch gibt e s  nämli ch Ube rhaup t keine � trieb sve reinbarungen , di e 

zwischen e inem Arbe i tgebe r und e inem kcllektivvertragsfähigen 

Vertragste il  auf de r Arbe i tnehme rsei te abgeschl ossen we rden , son­

de rn nur sol che zwischen e inem Arbeitgebe � und seinem Eetri ebs­

rat . Geme int ist offens i cht l i c h ,  daß man, wenn es wegen Fehlens 

einer kol lektivvertragsfähigen Körperscha!t auf' Arbe i tgeberse i te 

zu ke inem Kol lekt ivvertrag für e inen Eetri eb kommen kann , e ine 

Be tri ebsvereinbarung ,  di e e in Arbe itgeber �it se inem Be triebsrat 

ab schli eßt , wie e in Kol l ekt ivve rtrag anerka.�t we rden soll , wenn 

sie von der kollektivvertrags:f'ähigen Körperschaft auf der Arbe it­

nehme rse i te mi tunte rze ichne t worden ist . Wir SChlagen daher fol­

gende neue Fassung der j ewe i l igen l i t . f ) vor : "Von Betriebsver­

e inbarungen , di e in e inem Betrieb , de r keine r ko l lektivvertrags­

fähi gen Körperschaft angehört , abgeschl ossen wurden , soferne sie 

zus ätz l i ch von de � kol l ektivvertragsfähige� Körperschaft auf der 

A:-be i tnehme:-se i te mi tunterzei chne t wurden . "  

Zu § 6 8  Ab s .  4 li t .  S ) : 
Hi er s o l l te di e Formulierung de s § 68 Abs . :: Zi:f'f . 4 EStG 1972 im 

Prinzip übe rnommen we rden .  Es mUßte jedoc� darauf RUcksicht ge­

nommen werden , daß durc� Kol l ektivverträge in vie len Eranchen die 

Normal arbe i t szeit bereits unter 40 Stunden ge sunken ist . Li t .  g ) 

so l l  te da.'1er wie fo lgt lauten : " innerbetrie� l i ch :f'Ur alle Arbe i t­

nehmer o der bestimmte Gruppen von Arbe i tnehoe rn al lgeme in Ubli che 

Normal arbei �szei t . Als Übe rstunde gilt jedoch nur j ene Arbei ts­

ze i t , di e di e NO!"malarbe i t sze i t  gemäß li t .  a )  bis f ) Uberste i gt" . 

Aus sprachl i chen Gründen müßten dann im Eir.!ei tungssatz die Worte 

" auf'grun c "  entfal len und in der jewe i ligen li tera e inge:f'Ugt wer­

den . 
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.. 

Rier s o l l te ma� an der Formulierung nach dem ge l tenden Recht ( §  
6 8  Ab s . 2  l i t . d )  fes thal t�n. Die neue Formulie rung würde nämlich 

ein �orme lles Übe reinkommen erfordern , während nach dem ge ltenden 

Rech't ·bl oß auf di e Tatsache � daß innerbetriebl i ch al len Arbe i t­

ne�rn o der bestimmten Gruppen von Arbeitnehme rn die Zul agen ge­

wä�rt we rden , abgeste l l t  wird. 

Zu § 72 Abs . 4 :  

Es könnte se in � daß ein Arbe i tnehmer ,  weil e r  ohnehin veranlagt 

wi rd o de r  e inen ,Jahresausgle i chsant rag nach Ab s .  2 li t . b )  o de r  

d )  z u  s te llen beabsi chti gt , an einer automatischen Durchführung 

e in�s J ahresausglei che s  durch den Arbe i tgeber gar nicht intere s­

si�rt ist . Für sol che Fäll� sollte Ab s . 4 dahingehend ergänzt 

werden , daß e in Jahresausgle i ch gemäß Ab s . 1 übe r Erklärung de s 

Arbe i tnehmers ·, daß er veranlagt wird oder e inen J ahresausglei chs­

antrag gemäß Ab s .  2 li t .  b )  o der d )  be� Finanzamt stell en wird , 

unt� rb leiben kann . 

Zu den § §  7 2  und 7 3 : 

Nunmehr hat der Arbei tgeber den Jahresausglei ch dann ohne Antrag­

s t e I l ung aus zufUhren , wenn kein Fre ibetragsbesche i d  vorliegt . 

Vom F inanzanrt i st e in J ahresausgle i ch nur durchzuführen , wenn 

s i ch e ine Änderung um mehr al s S 30 , -- ergib t .  Der Jahresaus­

gle i ch ,  den de r Arbe i tgeber durchzufUhren hat , i st an ke ine r·1ini ­

mal be t räge gebunden, i st also ohne Rticksi cht auf ökonomische Ver­

nunft abzuwi ckeln .  

Zu § 8 3  Abs . 1 :  

Es wäre angebracht , nunmehr die Formulierung "Der Arbe itgebe r 

hat • • • • • • •  auf de r Lohnsteuerkarte zu bescheinigen" he rauszuneh­

men , da j a  Ände rungen nur vorn F inanzamt durchgeführt werden kön­

nen . 
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Hie zu ist fes tzuhal ten , daß die Versteuerung von Kapitalerträgen 

in die s�r Form �inen Großte il der anläßlich de r ZESt bereits auf­

getr�tenen Prob leme wi e der in s ich birgt . Dies beginnt schon da­

mi t ,  daß Zi�f . 1 und Ziff . 2 de s § 9 3  Abs . 2 e inen sachlichen An­

s atzpunkt d�r Besteue rung haben , während insbe s . Ziff . 3 sub j ek­

tiv auf Banken ausgedehnt ist , w��nd Guthaben außerhalb de s 

Ba�enbe re i ches ni cht e rfaßt s ind ( insbesondere Industrie-c lea­

ring ) . Dies� Dive rgenz bringt in der folgenden Behandlung s tändig 

Probleme mit si ch .  

Zu § 9 3  Ab s .  6 :  

Die vorgesehene Befreiung an der Quelle , wenn de r Empfänger er­

kl ärt , daß d1� Kap i t alerträge als Be triebseinnahmen e ines in­

oder ausländischen Betri ebe s zu erfas sen sin d ,  bringt e ine Re ihe 

von Prob lemen mit sich , di e eindeut i g  klarge s t e l l t  we rden mUßten , 

um ein� Praktikab i li tät zu gewährle isten . 

Es stel lt sich di e  Frage , in welcher Form die Erklärung 

zu erfolgen hat , wobe i insbesondere auch de r Aspekt der 

Wahrung � Anonymi tät zu beachten ist ; 

die Rege lung darf kein a�wendi ge s  Me ldewesen vom Gläubiger 

L� die Eank und von di e ser an den Schul dner erfordern ; 

e s  e rhebt sich die Frage , wie im Falle e iner ve rspäte ten 

Erklärung vorzugehen ist und 

es ergeben s i ch Probleme im Wertpapierhandel zwischen 

befre iten und nicht befreiten Personen . 

Vom S tandpunkt der Banken und Emittenten als Abzugsve rpfli chte ten 
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wäre j edenfall s  e ine Regelun� untragbar , wonach e ine unri chti ge 

Erkl ärung für den Ab zugsverpfli chte ten zu Haftungsfol gen führt . 

Aufgrunc! der be sonde ren Bedeutung de s Begriffe s "Be tri eb " soll te 

insbe s onde re fUr aus ländi s c he Be tri ebe , aber auch im Zusammenhang 

mi t inländischen Zinsengläubigern ( z . B .  Pensi onskassen , Fonds u .  

dgl . ) auf gee i gne te We ise e ine e indeuti ge Klars t e llung de s Be­

gri ffsinhal ts gegeben we rden . 

Zu § 9,d Ziff . 4 :  

D i e ser Befreiunstatbe s t and für in- oder ausländische Banken sol l ­

te auch auf Kap i t alert räge gern . § 9 3  Abs . 2  Z iff . 4 s owie Abs . 3 

aus gewei tet werden . 

So sol l te z . B .  auch im Sinne de s seinerze i tigen Erlasses e ine Re­

gelung ge troffen we rden , wonach Zinserträge , di e Lande shypothe­

kenbanken für di e in ihrem Bestand be findli chen Pfandbri efe der 

L��deshypothekenb anken e rhal ten , unter die Befre iungsbestimmungen 

de s § 94 fall en . 

Für Wertpapie rfonds im Sinne de s Investmentfondgesetzes so l l te 

e ine neue Be stimmung im Sinne de s § 9 3  Abs . 2 Ziff . 3 geschaffen 

werden . 

Außerdem wäre kl arzus te l l en , ob S teuerfre"ihe i t dann eintri tt , 

wenn das Erforde rni s zum Zei tpunkt de s Zufli eBens i S d  § 9 S  Abs . 4 

vorl i e gt , da andernfal l s  e ine Auf tei lung des KES t-Ab zuges auf e i ­

nen s t eue rpflichti gen ��d e inen s teue rfre ien Ze i traum stattzufin­

den hätte . 

Zu § 9 S  Ab s .  2 :  

Die ,Haftung de s Abzugsve rp fl i chteten fUr die Einbehaltung und Ab­
fuhr de r KESt ist nur dann zumutbar , wenn das Unterlas sen de r Ab­

fuhr ni cht auf unri cht i ge Angaben de s S chul dne rs der Kapi taler­

träge ( z . B .  Befre iung nach § 9 3  Ab s .  6 )  zurückzuführen i s t . Für 
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sol c he Fäl le müßte dahe r § 95 Abs . 2 entsprechend e inge schränkt 

werden und § 95 Abs . 5 wäre entspre chend zu e rgänzen . 

Zu § 9 5  Ab s .  3 :  
Im Hinblick auf die im Ve rg le i ch zur seine rzei ti gen ZESt g rößere 

Zahl von Befre iungen i s t  die ausschließliche Normie rung de r Ab­

zugsve rpflichtung durch den S c hul dne r der Kapi talerträge bei 

Wertpap i e rzinsen technisch ni cht durchführbar , da be i We rtpap i e r­

zinsen dem Emi t tenten das Ausmaß de r s teue rbefre i ten Zinserträge 

zum Zei tpunkt des Zufli e s sens ni cht zei tge�cht bekannt sein kann 

( insbe sondere be i Käu�en und Verkäufen am Kupons t ichtag ) . Die für 

den ri chti gen KESt-Abzug erforderli chen Informati onen l i e gen zum 

maßgeb l i c hen Zei tpunkt nur dem Ve rwahre r ( Le l tzverwahrer iSd de­

potre chtli chen Vorschri ften ) vor , der aus die sem Grunde ( ev .  al ­

ternativ mi t dem Schul dne r de r Wertpapierzinserträge ) zum KESt­

Abzug ve rhal ten werden so l l te . Andernfal l s  müßte de r Emi ttent 

sämt l i c he Zinserträge o der zumindest e inen großen Te i l  unter 

KESt-Abzug auszahlen , was zu e iner Flut von Ers tattungsanträgen 

von kapi tal e rt ragsteuerbefre iten St euerschul dne rn - i nsbe sondere 

Betri eben - an die Finanzverwal tung fQ�ren würde . 

��de re rse i ts wäre - wi e zu § 96  ausg e führt - be i BegrUndung e iner 

Abfuhrverpfl i chtung durch den Verwahrer von Wertpapieren - die 

e inwöchi ge Fri st für di e KESt-Abfuhr ni cht hal tbar . 

Zu § 9 5  Abs . 4 :  

Die vorl i e gende Fassung läßt di e F rage der Behandlung von S tück­

zinsen be i An- und Ve rkauf von kapitalertragsteue rpfli chtigen 

F orderungswertpapieren völ l i g  o ffen . 

De r Ge se tzgebe r müßte bezüglich de r Stückzinsen unbe dingt e ine 

Rege lung vorsehen . &�de rnfal l s  i st zu befürchten , daß der Wertpa­

piermarkt , insbe sondere zu den Ze i tpunkten de r Fäl l i gke it der 

Zinse rträge ( § 95 Ab s . 4 ) , vol lkommen aus den Fugen gerät . Dies 

wäre zusätzl i ch noch ve rschlimme rt ,  wenn § 93 Ab s . 6 in de r vor-
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lie genden Form b le ibt , da de r Wechsel von Privatve rmögen zu Be­

,trieb sve rmögen und umgekehrt Bee influssungen de s Steue raufkommens 

mi t sich bringt . Dadurch könnte auch die Ge schäftstätigke it de r 

Inve stmentgesell schaften schwer bee inträcht i gt werden . 

Die Be stimmungen de s Ab schni ttes \� müßten dahe r dahingehend 

übe rarbe i te t  we rden , daß auch Regelungen betreffend di e Behand­

lung der S tückzinsen aufgenommen we rden . D i e se Rege lungen müßten 

vorschre iben , daß in den Ab rec��ungen der Banken übe r  Transakti o­

nen in kap i t alertragsteue rpfl i chtigen Forde rungswertpapieren die 

Kapi tale rtragsteue r ge sondert ausgewi e sen wi rd , indem sie dem 

Verkäufer von kap i talert ragp fl i chti gen Forderungswe rtpapieren j e­

we i l s  in Ab zug gebracht und dem Käufer derarti ge r  Wertpapiere j e­

we i l s  gutgeschri eben ' wi rd .  Dies deshalb , we il dem Käufe r ,  fal ls 

er di e We rtpapiere bis zum Zinsenfäll i gkei tstag b ehäl t , di e Kapi­

tal ertragsteue r  für die vol l e  Zinsenperiode abgezogen wird . Die 

abrechnen de Bank müßte ve rpflichtet we rden , di e auf di ese We ise 

in e inem Kalendermonat e i nbehal tenen Seträge spätestens am zehn­

ten Tag nach Ab l auf des fo l genden Kalende rmonats in e inem Betrag 

ab zuf��ren . Ein al l fäll i ger Negativsaldo könnte mi t den aus ande­

ren Ti teln ab zuführenden KESt-Be trägen ausge g l ichen we rden . 

Zinsene rträge aus Forde rungswertpapieren iSd § 9 3  Abs .  3 gel ten 

im Ze i tpunkt ihre r Fäl li gke i t  al s zugeflossen.  Im Rege lfall han­

de l t  e s  si ch dabe i um ausl ändische Wertpapiere , be i denen die 

Zinsen von Schul dne rn o ft mi t mehrwöchiger Verspätung an die De­

potbank überwi e sen werden , s o daß wede r e ine Einbehal tung de r KESt 

noch e ine ze i tgerechte Abfuhr möglich ist . E s  muß dahe r auf j e den 

Fal l  vorge sehen we rden , daß auch sol che Zinsenerträge nach Maßga­

be des § 1 9  al s zugefl ossen gelten . 

Zu § 96  Abs .  1 :  
1 • ) 
Da e ine Abfuhr der KESt auf Anle ihen durch den Emi ttenten prak­

ti sch nicht in ordnungsgemäße r Höhe möglich und dahe r den Le tzt-
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ve rwahre rn  zu übe rlassen wäre ( vgl . AusfUhrungen zu § 9 5  Abs . 3 ) , 

müßten di e se in zei t l i ch kurzer Folge ( u . V .  mehrmal s rnonat l i l ch 

oder sogar mehrmal s wöchent lich ) di e KES t-Berechnung durchführen . 

Dies wäre aber innerhalb der vorgesehenen Frist unmögli ch ,  sodaß 

- ent sprechend der seine rze i ti gen Regelung be i de r ZESt - als Ab­

fuhrte rmin für Kapi talert räge gern . § 9 3  Abs . 2 Ziff . 4 und Abs .  3 

de r zehnte Tag de s dem !-1onat de s Zufließens zwe i tfo lgenden Monats 

vorgesehen we rden müßte . 

Die Berechnungsgrundl age für di e VorauszL�lung s o l l te präziser 

formul i e rt we rden . Da im Monatsauswe is nur Bes tände , abe r  ke ine 

Aufwendungen aus gewiesen werden , eignet sich der Monatsauswe i s  

nicht al s Grundlage für di e Berechnung de r Kapital ertragsteuer . 

2 .  ) 

Gegen die Rege lung übe r  e ine Vorauszahlung bei Kapi tal e rträgen in 

de r vorl i egenden Form bestehen e rnste Einwände . Es müßte auf je­

den Fal l  si che rgeste l l t  sein , daß den Banken aus die ser Rege lung 

ke in finanz i el ler Ve rlust e rwächst :  

a )  

Für den Vorauszahlungstermin 1 5 . Dezember - und dami t für eine 

fast dre iwöchi ge Vorl age durch di e Banken - bes t eht kein e inseh­

bare r Grund . Die Voraus zahlung sollte daher e rst spät e stens am 

3 1 . Dezembe r ,  gegebenfal l s  unter gesetzli che r Ausschal tung der 

Respiro fri st , erfo l gen . 

b )  
Die Vorausza�lung s o l l te ni cht 90 % ,  sonde rn 8 0  % de s e rrechnet en 
We rte s  be tragen . 

c )  

Al s Vorauszahlungsbasis 

( Welt spartagse inl agen ) .  

i s t  de r Monatswert Oktobe r ungeei gne t 

Es be steht im ersten Vorauszahlungs j ahr 
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ke ine Basis für die schätzungswe ise Ermi ttlung de r steue rpfli ch­

ti gen Einl agen , für Anwendung aktueller Z inss ätze bzw .  e ines ge­

wogenen Durchschni tt szins s atze s , da sol che Rechengrößen bi she r 

ni cht e rfaßt werden . Auch die Umwertung vo� FremdwährUngszinser­

t rägen bedarf in di e sem Zusammenhang eine r Re gelung . Es sol l te 

dahe r de r Monatswert September als Basis he rangezogen we rden . 

Zu § 96  Ab s .  3 :  

Die vorgesehene Besche ini gung führt in vielen- Fäl l en zu techni ­

schen Schwieri gkei ten , i nsbe sondere be i Kapi talsparbüche rn , wo 

neben ce r KES t  auch noch ZESt auszuwe i sen ist . Eine wesentl i che 

Erle ichterung wäre e s ,  wenn so lche Bescheini gungen nur über Ver­

langen de s S teue rschul dners auszuste l l en sinc und wenn die Ve r­

pflichtung zur Anführung de s zus tändigen Finanzamtes we gfäl l t , 

zum al der Abzugsverpfli che te dem S teuerschul dne r  übe r  dessen Ver­

l angen ohnehin die entsprechenden Informationen ert e i len wird . Es 

i s t  t e chni sch kaum durchführbar , daß für Zinsengutschriften aus 

Wertpapie ren di e Finanzämter sämt l i che r österre i chische r  Emi tten­

ten e rmi tte l t ,  gespe i chert und j eweils ausgedruckt werden . 

Zu § 9 8 : 

Die geplanten Neuerungen be im S teuerabzug auf Kapi talerträge aus 

Gel de inl agen i . w . S .  und We rtpapiere bzw .  di e Auswirkungen auf be­

schränkt und ni cht be schränkt steuerpfli chtige Aus l änder berühren 

di e inte rnati onale We ttbewe rb sposition der österre i chischen Ban­

ken ��d di e Stel lung de s Finanzpl atzes Wien in außerordentl i che r 

We i s e . 

Die Tat sache , daß mehrfach vorgebrachten Argumenten der Kre di t­

wi rts chaft um e ine Regelung in Analogie zur ZESt bis dato ni cht 

entspro chen wurde , ve ranl aßt di e Bundeskammer , wegen ihrer beson­

de ren Wi chtigkeit di e Prob lematik der Besteue rung von Ausländern 

be s onders he rvorzuhe�en ( vgl . § 9 8  Ziff . 5 ) : 
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Aus l ände r ( besch� S teue rp�l ichtige ) sollen , abge sehen von 

Zinsen aus AnleL�en, P�andbrie�en und im Inland hinterle gten For­
de rungswertpapieMm gem . § 9 3  Ab s .  3 insbesondere mi t ihren Zins­

erträgen aus Einlagen kap i talertragsteuerp�li cht i g  we rden , so�e r­

ne diese Zinse�e keine Be tri ebseinnahmen sind . S o l l te die se 

Be stimmung Gesetze�t e rlangen , würde ein be trächtliche r  Te il 

de r sensiblen �en aus ländi scher Privatpe rsonen aus Öster­

re i ch ab�ließen, sodaß di e se Mi ttel durch die österre ichische 

Kre ditwi rtschL� 1m Ausland au�genommen we rden mUßten . Auch be i 

steuerli chen Ausländern werden di e �ür eine DBA-mäßi ge Ent l as tung 

notwendigen Fo�täten zu e rheblichen Ge ld- und Kapi talabztigen 

aus Österreich �n . 

Die im Entwurf vorgesehene Besteuerung steht den Bemühungen de r 

Banken um Einlagen ausländische r Kunden als we sent li che s  Hemmni s  

entgegen und verhindert den angestrebten Aufbau einer Vermögens­

ve rwal tung fUr ausländische Pri va tkunden . Di e in den e inze lnen 

Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehenen Mögli chkei ten einer Er­

stat tung öster.reich1scher KESt oder e iner Anrechnung auf die aus­

l ändischen Eink�teuern kann diese Prob lematik ni cht ent­

schär�en , da mi� Ciesen Verfahren ein Zinsenverlust hinsi chtlich 

der KESt-Beträge �rbunden ist und der er�orderli che Weg einer 

s teuerli chen O!!enlegung vor den aus ländischen Finanzverwaltungen 

im Reg�l�all nicl'1t beschritten würde . 

Eine Besteuerung 'VOn Kapitalerträgen von Auslände rn e rwe ist sich 

somit al s fiskalpol1tisch verfehlte Maßnahme , da durch den mi t 

Sicherhei t zu e�enden Einlagenabfluß einerse i t s  kein nennens­

wertes KESt-A��� daraus entstehen wird , andererse i ts die 

Steuereinnahmen !Ur den Fi skus aus dem Einlagenge schäft und den 

Fol gegeschäften mit Ausländern reduziert und di e Deckungsbe iträge 

fUr österre ichiscbe Banken ve rmindert we rden ( Ve rschl echterung 

de s Teilbetriebsergebnis s es ) . Es wird dahe r mi t ents chi edenem 

Nachdruck im Rahmen des § 9 8  Zif� . 5 e ine Befre iung von sämt li­

chen Zinserträgen gefordert . 
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Im üb ri gen muß auf das Prob l em der Einlagen be i österreichischen 

Banken und Filialen von österreichischen Banken in Zo llauschluß­

gebie ten hingewiesen werden . 

Zu § 9 8  Ziff . 5 :  

Hins i c ht l i ch der nach den Erläut�rungen vorzunehmenden I denti­

tätsprüfung sollte dort klargestellt werden , daß diese entspre­

chend den devi senrechtlichen Richt linien de r Oesterre i chischen 

Nati onalb ank ( PaBvorlage ) zu erfo l gen hat und den Banken in die­
sem Zusammenhang ke"ine zusätzlichen Prtifungsve rpfli chtungen auf­

e rlegt we rden . 

Es s o l l te darauf geachtet werden , daß e inerseits de r Verwal tungs­

aufwand durch eine normalisierte Prüfung in e inem gewi ssen Rahmen 

ble ibt und andererseits das Eankengeheimnis ni cht aufgegeben wer­

den muß . 

Zu § 1 1 2  Z i ff . 6 :  

Nach di e ser Regelung sollen Ge�ante 1le aus Be teiligungen gern . 

§ 23 b EStG 1 9 72 zwar weiterhin von der Einkommensteuer befre i t  

sein , j edoch der Kapitalertragsteuer unterl i e gen . Dies bedeutet 

be i Einkünften aus einer Bete iligung als stil ler Ge sellschafter 

e ine S teuerbe l astung mit 25 % und ste l l t  e inen gravierenden Ver­

s toß gegen das Vertrauen auf e ine Steuerbegüns t igungsvorschrift 

dar , de ren Inhalt für den gesamten Zei traum de r steuerli ch geför­

derten Be te i li gung erwartet werden durfte . 
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Zu § 1 1 7 : 

Sonde rbar sche int e s , daß im § 1 1 7  fe stgelegt wird , daß die 

Inve s t i ti ons rücklage ( §  9 )  im Jahre 1 9 8 8  aufgel öst we rden kann , 

obwohl das Gesetz n o ch ni cht in Kraft ist . Es i s t  unkl ar , ob das 

Wahlrecht auch den j e ni gen b le ibt , die bereits den Ab schluß ohne 

eine de rarti ge Auf l ö sung vorgenommen haben , wobe i in gewissen 

Fäl len e ine Auf l ö sung sinnvo l l  sein könnte . 

Zu § 1 1 7  Abs .  5 :  

Der zwe i te Satz s o l l te e rsatzl os wegfal len , nachdem ni cht e inzu­

sehen ist , warum im F al le von Schlechte rstel lungen durch die ses 

Gese tz di e neuen Be stimmungen be re i ts mi t Inkraftt re ten gül tig 

sind , be i einer Ve rbesse rung ( Behaltefrist von 5 auf 4 Jahren ) 

für vor dem 1 . J änne r 1 9 8 9  angeschaffte WirtSChafts gUter j e doch 

noch die alte Ge se t ze s l age we iter gült i g  sein so l l . 

Zu § 1 1 7  Abs .  7 :  

Die Übe rgangsrege lung l äßt offen , wie vorzugehen i st , wenn e in 

D i e ns tnehmer während de s Übergang szei traumes auss che i de t .  Klarzu­

ste l l en wäre , ob de r aufzul ösende RUckstel lungsbe t rag in s o lchen 

Fäl len nach eine r gl obalen Me thode oder indivi duel l  zu e rmi tt e ln 

ist . In Ziff .  3 ,  vorle tzte Zeil e , sol l te e s  s tatt " fiktive Neu­

rückste llung" offenb ar " Al t rUckstel lung" he ißen . 

Zu § 1 2 8  Abs .  2 :  

Hi er gi l t ,  daß ( auch im Verhäl tni s der Bestimmungen Ube r  das Aus­

�aufen de s ZESt ) e i ne r  pauschalen Abgrenz��g bes ser dadurch Rech­

nung getragen wUrde , we�_� stat t  der angegebenen Prozentziffe rn 

Steue rsätze von 2 ,  4 ,  6 und 8 % zur Anwendung kommen . 

Zu § 1 2 8  Ab s . 3 :  

Nach § 46 Abs . 1 Ziff . 2 i s t  di e einbehal tene KESt be i einem 

Lohnsteue rpflichti gen ni cht anzurechnen , sowe i t  di e Kapi taler­

tragsteue rpfl i chti gen EinkUnfte unter den Veranl agungsfre ibetrag 
...-

de s § 41 Ab s .  3 fal len . Nach § 1 2 8  Ab s .  3 ist die KESt i nsowe i t  
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ni cht auf di e Einkommensteue r  anzurechnen , als sie auf steuer­

fre ie Einkünfte gemäß § 1 1 2  Ziff . 5 und 6 entfäl l t . Eine Anrech­

nung ist abe r insowe i t  vorzunehmen , als von den Kapi talerträgen 

auch ohne Anwendung di eser Steuerbefre iung ke ine Einkommensteuer 

zu e rheben wäre . De r offenkundige Wi derspruch zwischen diesen 

zwe i Bes timmungen mUßte bese i t i gt werden . 

Ergänzend wi rd noch fo lgende s  vorgebracht : 

Üb l i che rwe i se ni cht be legbare Betriebsausgaben : 

Be reits mi t Wirkung ab der Veranl agung 1 9 88 wurde den se lb ständi ­

gen Hande l svertretern das Pauschale für üb li che rwe ise ni cht be­

legbare Be tri ebsausgaben genommen . In Beantwortung de r gegen­

s tändl i chen Eingabe de r Bundeskammer vom 2 . 3 . l 9 8 8  hat das Bundes­

mini sterium für Fin anzen den Antrag auf Rtickgängigmachung dieser 

Maßnahme insbe sondere mi t de r BegrUndung abgelehnt , daß e in Nach­

geben der poli t i sch Verantwortli chen gegenüber Einze lforderungen 

das gesamte Reformvorhaben gefährde . 

Die Bundeskammer wei st in diesem Zusammenhang darauf hin , daß 

di ese Forde rung ·de s  Bundesgremiums de r Hande l svertre te r ,  Kommis­

si onäre und Vermi tt ler mi t anderen Einzel interessen ke inesweg 

verglei chbar i s t : Die aufgehobene Sonderregelung wurde se inerzei t  

näml i ch ni cht als Ausnahme - o der Vereinfachungsre gelung getrof­

fen ; sie war vi e lmehr al s Ersatz fUT unzumutbare Nachte i le ge­

dacht , di e dem Be rufsstand der selbständi gen Handel svert re ter aus 

dem 2 .  Abgaben�'derungsge se tz 1 977 erwachsen sind und immer noch 

be stehen . 

Außerdem e rsche int e s  wohl kontradiktionär , daß üb li cherwe ise 

nicht bele gbare Be triebsausgaben nun belegt zu we rden haben . 
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Di e Eunde skamme r fo rde rt dahe r nachdrückl ich wenigstens e ine Re­

ge lung , di e die Glaubhaftmachung de r Spe sen bis zu e inem bestimm­

ten Betrag präsumi e rt . 

Schlußbeme rkungen : 

Durch verschiedene Maßnahmen , we lche auch entsprechende Kontrol­

l en von se i ten de r Finanzbehörden in s ich schli eßen müssen , 

sche int das Bankgehe imnis nach § 23 KWG tangi ert . 

Bis j e tzt besteht di e Ve rpfli chtung zur Wahrung de s Bankgehe im­

nisses in abgabenbehördli chen Ermi ttlungsve rfahren ( sie besteht 

nur dann nicht , wenn Finanzstrafve rfahren ,  die nicht nur Ord­

nungswi dri gkei ten be t reffen , anhängig s ind ) . Kont ro l len in bezug 

auf die richtige Admini strati on de r KESt in ihre r Erhebungsform 

al s "Depotsteuer" schlechthin , ferner in bezug auf di e be sondere 

Admini s t rati on de r Befre iung nach § 9 3  Ab s . 6 bzw . der beschränk­

ten S teue rpfli cht n ach § 98 Abs .  5 müs se� zwingend dazu fUhren , 

daß di e Finanzve rwal tung Einsi cht in b ankgeschäftl i ehe Unterl agen 

de s e inze lnen Bankkunden erhält . Die Überwachung und Kontro l le 

müßte in eine r We i se e rfo l gen , we lche si cherstell t ,  daß e s  nicht 

zu e iner vom Ges e tzgebe r ( KWG ) ungewoll ten Bee inträchtigung des 

Bankgehe imnisses kommt . 

Der Entwurf wei st zahlrei che Schreib- und Zi tierfehler auf und 

ist daher schon aus die s em Grunde Uberarbei tungsbedürfti g .  

Er entspri cht auch ni cht den Intentionen de s Arbe i tsübereinkom­
mens de r Regierungsparteien , er ist weder einfacher noch ge rech­

ter . Im Gegente il , e r  i st noch unübe rsichtli che r als das bi she r1-

ge Ge setz , be inhalte t vi e le neue Zwe ife lsfragen und Ungere imthe i-
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ten und ist - trotz gegente i lige r  Bemühungen - auch sprachli ch 

schl echter geworden , in e t l i chen Punkten kaum noch le sbar . 

Er i st auch nicht EG-konform ,  sondern entfe rnt sich von den immer 

deut li cher e rkennbaren europäi schen Entwicklungen weg .  

Er ist in di eser Form jedenfal ls nicht gee i gnet , den gesetzgeben­

den Körperschaften zugeleitet zu werden und müßte nochmal s in 

Ruhe und ohne Ze i tdruck übe rarbe itet we rden . 

Dem do . Wunsch entspre chend werden nach Vervielfäl tigung die se r  

Stellungnahme 2 2  Exemplare dem Herrn Präsi denten de s Nati onalra­

tes übermi ttelt werden . 

BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

De r Präsident : Der Generalsekre tär : 

{l/l{/l,,--� 
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